


Zu diesem Heft
Nach der Sondernummer, die sich mit
der Situation in Südostasien befaßt und
durch die jüngsten Ereignisse in Kampu­
chea eine besondere Aktualität erhalten
hat, hier die letzte Nummer im heurigen
Jahr. Es gilt, in aller Kürze Bilanz zu
ziehen.

Die Redaktion hat offensiv links nie als
abgehobenes publizistisches Projekt be­
trachtet. Unsere Intention war, offensiv
links als politisches Organ der Bewegung
für Sozialismus (föj) ins Bewußtsein der
Öffentlichkeit zu rücken, aber nicht als
steriles Zentralorgan, sondern als anre­
gendes und lesbares Magazin.
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Einig sind wir in der Auffassung, daß
materieller, organisatorischer und ar­
beitsmäßiger Aufwand in deutlichem
Mißverhältnis zur damit erreichten Öf­
fentlichkeit steht. Auch inhaltlich konn­
ten wir Quantität und Qualität nicht
immer in Einklang bringen. Nun liegt
die Entscheidung bei der Organisation,
wie es mit offensiv links weitergehen
soll. Dazu wird der Anfang 1980 statt­
findende Bundeskongreß der BFS Ge­
legenheit bieten.
Allen unseren Leserinnen und Lesern
wünschen wir ein schönes rotes Neues
Jahr.

Die Redaktion

offensiv, weil Verhaltnisse,
die drücken,

sich nicht von selbst ändern.

links, weil wir
Widersprüche aufdecken. Erfahrungen ins

Bewuf.'tsein rufen, Probleme verallgemeinern.

offensiv links - solidarisch mit allen
Kämpfen gegen Ausbeutung und Unterdrückung,

solidarisch mit allen Bewegungen für den Sozialismus.
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Lieber101

als
eurokommunistisch

Wenn diese Zeilen gelesen werden, wird der Parteiausschluß des Lan­
dessekretärs der KPÖ Vorarlberg, Reinhard Farkas, und wahrschein­
lich auch einiger seiner Mitstreiter vom Zentralkomitee der KPÖ be­
reits beschlossen sein. Der autonomen marxistischen und der
alternativen Bewegung werden dadurch neue wertvolle Verbündete
beschert, die KPÖ könnte für längere Zeit im Ländle ohne Vertre­
tung bleiben.

Pavel Kohouts Ausbürgerung aus der
CSSR war zu befürchten. Sie war nach
normaler menschlicher (und politischer)
Logik nicht unbedingt zu erwarten. Der
Fall ist eingetreten, obwohl die Ausbür­
gerung Biermanns und anderer "Dissi­
denten" für die, die den "real existieren­
den Sozialismus" mit solchen Maßnah­
men zu verteidigen versuchen, in allen
Fällen den Bumerang-Effekt gehabt hat.
Daß die "Volksstimme" diese Maßnah­
me wieder einmal akzeptieren und ver­
teidigen würde, war von vornherein klar.
Daß sie sich aber dabei direkt zum
Sprachrohr aller Begleiterscheinungen
machen würde, die selbst höheren Orga­
nen der CSSR peinliche Situationen
verschafft haben, das zeigt den Grad des
Verfalls der politischen Sitten am
Globus-Platz in Wien.
Ein außer diplomatischem Rand und
Kompetenzband geratener subalterner
Beamter der CSSR-Botschaft in Wien,
begnügte sich nicht damit, Kohouts
Ausweisung zu "begründen" - er
nahm in derselben Presseaussendung
Drohhaltung gegenüber der Republik
Österreich ein. Die "Volksstimme"
sekundierte.

Die Linzer Wahlanfechtung

In Linz verlor die KPö ihren letzten Sitz
im Gemeinderat bei den Anfang Okto­
ber dJ. stattgefundenen Landtags- und
Gemeinderatswahlen . Anstatt auch dies­
mal das Wahlergebnis als ''unbefriedi­
gend" abzutun, kündigte die KPÖ dies­
mal eine komplette Wahlanfechtung an.
Begründung: der Verlust ihres letzten
Mandats bzw. der dazu notwendigen
Stimmen sei die mögliche Folge einer
Verwechslung gewesen. Einer Verwechs­
lung, der jedem passieren konnte, der
zwischen KPÖ und KBÖ (Kommunisti­
scher Bund Österrreichs) nicht zu unter­
scheiden wußte. Beide Listenbezeich­
nungen waren, wie schon andernorts,
in Linz zugelassen. Der KBÖ hat in Linz
rund 300 Stimmen erreicht. Addierte
man diese mit den Stimmen der KPö,
würde es noch immer nicht flir ein
KPÖ-Mandat reichen. Die KPÖ fordert
trotzdem die Wiederholung der Wahlen!
(Wenn der Teufel ein Richter und zu­
dem ein "Antikommunist" wäre, würde
er dieser Wahlanfechtung nachgeben ...)

damit diese und andere Widersprüche Kohouts Ausbürgerung
der Parteipolitik innerhalb der Partei
manifest geworden sind.

Der Verfall einer Partei

Es ist in dieser Partei um vieles schlecht
bestellt. Abgänge, natürliche, aber auch
durch Ausschlüsse und Austritte herbei­
geführte, nicht enden-wollende Stim­
menverluste bei Wahlen, sinkende Aufla­
genziffern des Parteiorgans "Volks­
stimme" prägen das Bild der Partei seit
Jahren. Daß dies alles mit den "objekti­
ven Gegebenheiten" zu tun habe, wird
die Parteiführung nicht müde zu erklä­
ren. Regelmäßig spricht sie nach jeder
Wahlniederlage von einem "unbefriedi­
genden Ergebnis," wobei "nicht genü­
gend" die exaktere, die Leistungen der
derzeitigen politischen Führung erfas­
sende Bezeichnung wäre. Aber die Füh­
rung geht bezeichnenderweise erst gar
nicht von ihren eigenen Leistungen aus,
sondern schiebt alles auf das Verhalten
der Wähler ab. Deren Verhalten befrie­
digt die Parteiführung halt nicht. Und
da nach Meinung der KPÖ-Führung
nicht ihre Politik, sondern eben das
Verhalten der Wähler sich zu ändern
habe, scheint sich die Partei zum lang­
samen, aber sicheren Untergang selbst
verurteilt zu haben.
Es bedurfte immerhin zehn Jahre seit
dem Bruch innerhalb der KPö 1969/70,
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:Q Als sich das Prager Außenministerium
~ und der CSSR-Botschafter in Wien sich

von den Formulierungen dieser Presse·
ausssendung distanzierten, macht die
"Volksstimme" durch eine Stellung­
nahme ihres Chefredakteurs die Sache
noch schlimmer: unter dem Titel:
"Was wirklich geschehen ist", faßt er
zusammen und schreibt, das Ganze sei
entstanden "Nicht so sehr wegen Ko­
hout, sondern wegen zweier Sätze in
einer Presseaussendung der Wiener
CSSR-Botschaft, bei denen man vom
ersten Augenblick an erkennen konnte,
daß sie Polemik waren und nicht die
Politik der CSSR gegenüber Österreich
ausdrücken konnten." Von den "Volks­
stimme"-Redakteuren hat's jedenfalls
kein "man" erkannt. Und als wäre noch
nicht genug Porzellan zerschlagen wor­
den, geht Chefredakteur Kalt in die
Offensive, indem er eine Äußerung von
Bundeskanzler Kreisky aufgreift, wo­
nach "dem österreichischen Rechtsem­
pfinden eine solche Ausbürgerung
'völlig fremd' sei .... " Das weist Kalt
mit Entrüstung zurück. "Was Kreisky da
sagt, ist nicht wahr." Er, Kreisky, müsse
als juridisch gebildeter Mann sehr wohl
wissen, daß solches auch nach dem
österreichischen Verfassungsrecht mög­
lich ist!

Vorher schon hatte die "Volksstimme"
die kritische Haltung eurokommunisti­
scher Parteien gegenüber den jüngsten
Prozessen in Prag mit dem Zynismus ge­
kontert, daß diese Parteien sich solche
kritische Töne nur leisten könnten,
weil sie in der glücklichen Lage sind,
nicht die Bürde der realen Macht in
einem sozialistischen Staat zu tragen.
Sollten sie einmal selber die Macht er·
rungen haben und dabei notgedrungen
repressive Maßnahmen gegen die "Klas­
senfeinde" ergreifen müssen, würde die
"Volksstimme" nicht zögern, auch
ihnen vorbehaltlos beizustehen...
Damit war klar gesagt, welche Politik
die KPÖ in einem sozialistischen Staat
selber praktizieren würde.

Fern von Wien

Die Vorarlberger Landesorganisation der
KPÖ hat bei den Landtagswahlen (21.
10.1979) bescheidene Gewinne erzielt
und die schwarze Serie der KPÖ-Mißer­
folge ausgerechnet im politisch sicher­
lich schwierigsten Winkel Österreichs
durchbrachen. Sie kann wieder eine 1
vor dem Komma statt der ewigen 0 vor·
weisen. Ist es von der Hand zu weisen,
daß der Erfolg auch mit dem neuen po­
litischen Kurs der Landespartei zusam­
menhängt? Ihr Landessekretär, R. Far­
kas, organisierte z.B. ein Forum-Ge­
spräch in Bregenz, zu dem auch Leo­
pold Spira, neuer Leiter des "Wiener
Tagebuch" und Verfasser des Buches
"Der Austra-Eurokommunismus - ein
gescheiterter Versuch" eingeladen wur·
de. Spira war bis zu seinem Parteiaus­
schluß leitender Funktionär der KPÖ.
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nebenbei
Werkzeug des
Antikommunismus

Di-e "teleobjelvtiv"-Send1J;ng von
Die1liStag abend Iw.t jedem gezeigt,
wie die seit einiger Zeit vom Vorarl­
berger Lande.ssekretär der KPÖ,
Reinharo Farlvas, eingenommene
Haltung - nur den Ge.gnern der
KPÖ hilft. Die Sendung WClir offen­
kundig von la.ng.er Ha/rod vorbereitet.
Farka.s war dabei nur Werkzeug für
eine antikommunistische Kampagne
gegen die KPÖ. Die Angriffe
gegen die sozialistischen Län­
der waren nur noch Vorwand für
die.s>e>s - e.igentliche - Ziel. Behaup­
tungen wie, daß die Fü.hr.u1lJg der
KPöihre Meinungen wnd Kommen­
tare "immer von der ,Prawda' ab­
schreibe" und keine eigene a1J;tonome
Ha~tung ,habe, sind prirmitivster Anti­
ko171Jl1tunismus.

Daß die KPÖ als ei1l.l%ige Partei
gegen die Unterordnung österreichs
unter EWG und multina.tiona~e Kon­
zerne auftritt, daß die KPÖ (und
zwar n ach dem sie sich von den
revisionisti.schen Renegaten befreit
hatte) eine marxisti.sche Analyse des
staatsmonopolistischen Kapitalismus
in ÖSterreich erarbeitete, daß sill ihre
eigefWn Vorstellungen vom über­
gang Österreichs zum Sozialismus
über die Zwischenplw.se einer atnti­
monopolistisch.en Demokratie ent­
wickelte, unter Berücksichtigung der
besonderen naJtionalen Bedingungen
Österreichs, sind nur ein.ige der Bei­
spiele für die autonome Haltung der
KPl>.

Niemand kann erwarten, daß der
ORF eine Sendung au.sstrahlcn
l.cürde, (Iie die Bqdingungen für den
Kampf der österreichischen Kommu­
nisten verbessern, diesen erleichtern
wür,de, Erfolge zu erreichen. Auch
Farkas hätte das wisse>nn1lÜSsen.

Wie sehr der ORF manip11;lieTt, be­
weisen auch schon die EinleitutlJg,~­

worte zu diesem BeUrag., au.s denen
niemand entnehmen konnte, warum
Genos.se Muhri es eigentlich abge­
lehnt haltte, ein Interview im Rah­
men dieser Sendung zu geben. Ge­
nosse Muhri hat in Wirklichkeit dem
ORF gegeniLber nur unseren selbst­
verständlichen Grondsatz betont,
Mein1J;'TlJgsverschiedenheiten in de1l
zu.ständigen Parteigremien. - und
nicht ü.ber den ORF auszudislwtie­
ren. Z1J;m Un.terschied etwa von
Kre1sky, der seiner Mini.sterin Leo­
dolter über eine Zeitung zu ver­
stehen gab, sie möge gehen . .• Selbst
das wahrheitsgemäß wiederzugeben,
war schon zuviel bei der im ORF
herrschenden "Objektivität". H. K.

"Volksstimme" I 8.11. i 979

Hinter diesem für eine KPÖ-Landes­
organisation völlig ungewöhnlichen
Schritt steckte mehr als eine zeitwei­
lige Mutprobe gegenüber der Zentrale
in Wien. Wie Landessekretär Farkas
erkärte, gab es in seiner Landesorgani·
sation schon vor zwei Jahren Diskus­
sionen, zunächst nur in der Landes­
parteiführung, über die Überwindung
alter Strukturen und überholter Formen
in der politischen Arbeit. Die Diskus­
sion, die nach außen immer offener ge­
führt wurde, führte zu neuen inhalt­
lichen Akzentuierungen und zu Kon­
takten mit der Kommunistischen Par­
tei Italiens in Südtirol. Den bis dahin
einmaligen Höhepunkt dieser bem~~·

kenswerten Entwicklung in der KPO­
Vorarlberg stellte ein Interview des
jungen Landessekretärs im Vorarlber­
ger Rundfunk dar. Befragt zum "Fall
Kohout" distanzierte sich Farkas in
aller Form von solchen Methoden im
Namen des Sozialismus - in scharfem
Gegensatz zur KPÖ-Zentrale in Wien.

Nicht nur die linke Öffentlichkeit wur­
de auf die Vorarlberger Eurokommunis­
mus-Initiative aufmerksam. Auch eine
Sendung von "teleobjektiv" griff die
Sache auf. Vorsitzender Muhri schlug
die ihm gebotene Gelegenheit, seine
Sicht der Dinge darzulegen, aus. Wie
sich dann zeigte, ging es in der inter­
nen Parteiöffentlichkeit auch nicht
um eine Grundsatzdiskussion. Das Poli­
tische Büro schickte zwei Vertreter
(Wachs und Wimmer) nach Bregenz.
Es ging ihnen um formale Dinge. Nach
alter Taktik wurde der Landesvorstand
in gute und schlechte Genossen geteilt,
Lob und Tadel dosiert verteilt, die Kon­
sequenzen angedeutet, wenn keine Hal­
tungsänderung erfolgt. Da diese Taktik
nicht verfmg, und die beiden unver·
richteter Dinge abziehen mußten (der
Landesvorstand stellte sich geschlos­
sen hinter Farkas), war der nächste
(formale) Schritt in der Auseinan­
dersetzung von vornherein festgelegt:
das Zentralkomitee braucht nur das
Urteil zu bestätigen, das nach einem
Kommentar in der "Volksstimme" (sie­
he Kasten) über die "teleobjektiv"-Sen­
dung schon feststand. "Werkzeuge des
Antikommunismus" werden in den
Ländern, wo die KP herrscht, ''unschäd­
lich" gemacht, in Ländern, wo sie die
Macht nicht dazu hat, aus der Partei aus­
geschlossen - in der KPö ohne vorheri­
ge Diskussion!

Es ist heute nicht mehr eine Frage spek­
takulärer Ereignisse wie in Vorarlberg,
wann die KPö zu einer (auch nume­
risch) kleinen Sekte verkommen ist. Es
ist lediglich eine Frage der Zeit. Lieber
tot als eurokommunistisch, scheint da­
bei ihre verzweifelte Devise zu sein.

Zsolt Patka



Randbemerkungen zur
" Informalionsexplosion"

Allenthalben hört und liest man von ei­
ner stattfindenden "Informationsex­
plosion." Nach Schätzungen sollen um
das Jahr 2000 bereits zwei Drittel aller
in Nordamerika Beschäftigten in jenem
sogenannten "quartären Sektor ," ~lso

in der Informations- und Kommunika­
tionsbranche tätig sein. Zweckoptimisti­
sche Naturen, wie etwa der seinerzeit
zum Medienpapst" hochstilisierte
Amerikaner MarshalI McLuhan sahen
schon vor rund flinfzehn Jahren die
ganze Welt in einem herau~~~ern­
den "Zeitalter der ElektnzItat zu
einem "globalen Dorf' zusammen­
schmelzen, wo mit Hilfe diverser tech­
nischer Mittel jeder Anteil an jedem
nehmen würde. Wie einige der bedeu­
tendsten Dorfhäuptlinge heißen, kann
aus nebenstehendem Kasten entnom­
men werden: Rund 80, im UNO-Jargon
als transnationale Gesellschaften, in
der Alltagssprache als "Multis" zu be­
zeichnende Firmen kontrollieren mehr
als 75% der weltweiten Informations­
produktion bzw. -verbreitung. (Nicht
zufälligerweise hatte jener McLuhan
im Nachkriegsitalien konstatiert, daß
erst dann von einer politischen Sta­
bilisierung der Lage gesprochen werden
könne, wenn auf den Hauswänden
Werbesprüche für Coca Cola usw. statt
Parolen der KPI zu lesen wären).

"Informationsexplosion" ist daher
es sei denn man fragt sich, was von
der Inform~tion nach der Explosion
noch übrig bleibt - ein schönfärbender,
zumindest aber unpräziser Ausdruck.
Suggeriert er doch, hier handle es sich
um einen einmal (von wem?) ausge­
lösten nun sich gleichsam automatisch
fortpflanzenden Prozeß. Be~iehungswei­
se hier wird unterstellt, dIe wahrhaft
rasante Produktivkraftentwicklung der
Masssenkommunikationsindustrie im
weitesten Sinne, werde hauptsächlich
und mit Blickrichtung auf verbesserte
Kommunikationspotentiale vorange­
trieben. "Für die deutsche Wirtschaft ,"
räumte das westdeutsche Unternehmer­
blatt "Wirtschaftswoche" immerhin
ein "geht es freilich um mehr als nur
um' geistige Werte. Allein die für die
Vollverkabelung der Bundesrepublik
nötigen Erschließungsarbeiten ver­
sprechen ein Investitionsvolumen von
mindestens 25 Milliarden Mark. Und
darauf freuen sich besonders Tiefbau­
unternehmer und Kabelhersteller. "
(20.1. 1978,S.36)

Das Publikum hat sich gefälligst
zu freuen!

Denn die Einführung technischer Inno­
vationen auch - beziehungsweise gerade
auch - auf diesem Sektor entsprechen
primär den Interessen der Hardware
(Anlagen, Geräte) und Softw~re (Be­
triebsmittel) Produzenten und mcht den
Bedürfnissen der Konsumenten, wie dies
auch am Beispiel des Österreichischen
Rundfunks illustriert werden kann. Trei­
bende Kraft für Entwicklung und Ein­
führung neuer bzw. technisch veränder­
ter Kanäle "massen"medialer Kommuni­
kation und Information sind noch alle­
mal handfeste Kapitalverwertungsinter­
essen. Nicht umsonst finden sich unter
den zehn "besten Verdienern" der BRD
des Jahres 1978 ("Wirtschaftswoche" ,
20. 8. 1979) vier Unternehmen, die Pro­
dukte für diesen Markt herstellen.

In diesem Zusammenhang ist allerdings
die - in Österreicheben in ihre erste Phase
getretene - elektronische Umgestal~ung

der Produktion von Druckerzeugmssen
(Lichtsatz mit allen Konsequenzen) nur
eine Randerscheinung. Die, sowohl von
Produzenten- wie Konsumentenseite be­
trachtet erheblichsten Auswirkungen
liegen allerdings im Bereich der "eigent-

lichen" elektronischen Übertragungs­
weisen: Funk, Kabel, Satelliten, Video,
usw.

Auch in Österreich wird sich auf diesem
Gebiet in nächster Zeit etliches ändern;
bzw. hat sich schon geändert:
Die Verkabelung von Ballungsräumen
schreitet stetig fort; mit Beginn näch­
sten Jahres wird der ORF in der soge­
nannten "Austastlücke" des Fernse­
hens - das ist jener schwarze Streifen,
der bei schlechteingestellten Geräten
am Bildschirm erscheint - versuchswei­
se Textsignale aussenden, die dann mit
einem dafür eigens adaptierten TV ­
Apparat empfangen werden können.I
Die Frage, ob sich dieses Experiment
auch rentiert, daß heißt, ob danach
ein genügend großes Publikumsinteresse
besteht, das eine logischerweise mit zu­
sätzlichen Kosten verbundene Ausstrah­
lung rechtfertigt, ist hinfällig: Man sehe
sich nur die Art und Weise an, in der
bisher Innovationen - z.B. die Einfüh­
rung von Stereo-Hörfunk oder Farb-TV­
Programmen - vom Österreichischen
Rundfunk durchgeführt wurden.

Öffentlich-rechtliche
Subventionierung der
Elektronikbranche

Bereits an Hand der Einführung des
Fernsehens kann dokumentiert werden,
daß eine erhebliche Diskrepanz zwi-
schen Programmangebot und
Publikumsnachfrage bestand: Mit
Beginn des Jahres 1957 wurde ein re­
geImäßiger Fernsehbetrieb an sechs
Tagen pro Woche aufgenommen. Am
3. Februar aber mußte das Dritte und
am 24. Februar das Erste Hörfunkpro­
gramm aus finanziellen Gründen gekürzt
werden (ORF-AImanach 1974, S. 282).
- Ab 11. September 1961 wurde ein
Zweites Fernsehprogramm an drei
Tagen pro Woche eingerichte~. Ab
2. Mai dieses Jahres waren bereIts alle
drei Hörfunkprogramme zeitlich einge­
schränkt worden; mit Jahresbeginn
1962 wurde das dritte Hörfunkpro­
gramm auf fünf JaIu:e eingest~llt ­
wiederum aus finanZIellen Grunden.
Erst ab 1974 ist außerdem das Sender-

1 Mehr darüber in der nächsten Nummer
von "offensiv links"
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Die 15 Größten der internationalen Kommunikationsindustriel
(Zahlen basierend auf 1975; Umsätze in Millionen US-Dollar)

Rang Firma Umsatz Beschäftigte

1 IBM 2 19.400 351.538
2 General Electric (USA) 13.399 375.000
3 ITT3 11.367 376.000
4 Philips (Niederlande) 10.746 397.000
5 Siemens (BRD) 7.759 296.000
6 Western Electric (USA) 6.590 152.677
7. G.T E.(USA) 5.948 187.170
8. Westinghouse (USA) 5.862 166.048
9 AEG-Telefunken (BRD) 5.187 162.100

10 Rockwell Int. (SA) 4.943 122.789
11 R.CA.(USA) 4.789 113.000
12 Matsushita (Japan) 4.677 82.869
13 L.T.v. (USA) 4.312 60.400
14 Xerox (USA) 4.097 93.532
15 C.G.E. (Frankreich) 4.072 131.000

~ Aus: Cees Hamelink : The Corporate Village, Rom 1977, S. 235
Zusammenfassung der Daten des Stammhauses mit denen von IBM· Deutsch-

land, IBM-France, IBM-Britain, IBM-Holland
3 Zusammenfassung der Daten des Stammhauses und ITT-Germany

c:: netz so weit ausgebaut, was schließlich
.~"0 ebenfalls von den zur Verfügung stehen-
cD den Geldmitteln abhängt, daß der
E österreichische Hörfunk im ganzen

Land zu empfangen ist. - Dies alles,
obwohl 1961 - sechs Jahre nach dem
Beginn eines regelmäßigen Fernseh·
versuchsprogrammes - eine Viertel­
million Fernsehbewilligungen zwei
Millionen Hörfunkbewilligungen gegen­
überstanden!

Vergleichbare Verhältnisse kennzeich·
nen auch die Einflihrung des Farbfern­
sehens: Während seit 1975 von einem
nahezu gänzlich in Farbe gesendeten
Programm gesprochen werden kann ­
dessen Kosten sowohl hinsichtlich
Produktion als auch Ausstrahlung um
ein Vielfaches über denjenigen von
Schwarzweißprogramm liegen - ver­
fügten zum selben Zeitpunkt erst 22%
der Haushalte über ein farbtaugliches
Empfanggerät (Reinhard Schneider:
Ein Vierteljahrhundert Fernsehen.
In: Rundfunktechnische Mitteilungen
1977/5). Trotz anfänglicher massiver
Eigenwerbung des ORF für seine Farb­
programme durch spezielle Ansagen
und Signations, blieb der Geräteabsatz
weit hinter den Geschäftserwartungen
der Hersteller und Vertreiber zurück,
sodaß im Frühjahr 1977 ein "Colorge­
räteberg" von circa 600.000 Stück
entstand? Dies ist - neben anderen ­
ein Grund, weshalb nun z.B. Bild­
schirmtext, für dessen Empfang her­
kömmliche Geräte ungeeignet sind,
eingeführt wird.

2 Bis Ende 1977 verbesserte sich aller­
dings das Geschäft mit Colorgeräten
gewaltig: Im 1. Quartal 1978 betrug die
Marktsättigung bereits 36% (ORF Me­
dienreport No. 245, 15.5.1978)

Die besten Verdiener

Rang Firma Bruttoumsatz·
rendite l 1978
in Prozent

1 Heidelberger
Druckmaschinen 23,7 G

2 IBM -DeutscWand 20,4 G
3 Rank-Xerox 20,2G
4 Isar-Amperwerke 17,9 G
5 Ver. Glaswerke 16,2G
6 Energievers.,

Schwaben 15,7 K
7 3 M DeutscWand 15,2 G
8 Bayernwerk 13,5K
9 Neckarwerke 13,5 2 K
10 Heidelberger

Zement 13,3 K

1 Jahresüberschuß vor Steuern vom Ein­
kommen, vom Ertrag und vom Vermögen
~u Umsatz, G = Gesellschaft! K = Konzern

AusgeWiesener Jahresuberschuß minus
Ertrag aus Auflösung eines Sonderposten
mit Rücklageanteil (35,7 Millionen Mark)
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Auch die Installierung regelmäßiger
Stereosendungen im Hörfunk ab 1968
kann, angesichts der Tatsache, daß
1976 immerhin erst 16 (!) Prozent
der Österreicher in einem Haushalt
mit Stereoempfangsgerät (Benno
Signitzer: Massenmedien in Österreich,
Wien 1977, S. 104), lebten, woW kaum
als die Erfüllung von Publikumswün­
schen interpretiert werden.

Die beschriebenen vom ORF durchge­
führten Innovationen entsprachen aber
nicht nur - mindestens - in ihrer An­
fangsphase keinem massivem Pub!ikums­
interesse, sie stellen ebenso eine sowohl
direkte als auch indirekte Subventionie­
rung der Elektronikbranchen dar, weit·
gehend auf Kosten der Teilnehmer:
+ Direkt, da hierfür teilweise erhebliche
Investitionen auf Senderseite erforder­
lich sind. - Der Ausbau der bestehen­
den Richtfunkstrecke der Post Salzburg­
Wien-Graz-Villach zur Übernahme der
geplanten 3·5 ausländischen Fernseh­
programme wird vermutlich zwischen
100 und 200 Millionen Schilling erfor­
dern ("Die Industrie," 17.2. 1978, S.6).
+ Indirekt, da offensichtlich erst durch
das langfristige Anbieten neuer Ern·
pfangsmöglichkeiten bei den Konsumen­
ten jener Appetit erzeugt wird, der sich
schließlich nur durch den Kauf neuer
Empfangsgeräte stillen läßt.

Ende des ORF-Monopols?

Aber nicht nur die Elektronikindustrie
die sich für die nächsten Jahre vor allen-:
auf dem Videorecorder und -kassetten

phantastische Zuwachsraten erwartet,
auch das bestehende Medienkapital
hofft auf neue Anlagesphären. Das kann
an Hand internationaler Beispiele il­
lustriert werden - so plant etwa der
Kommerzsender RTL-Luxemburg
die Ausweitung seiner Kapazitäten
via Satellit -, trifft aber genauso, frei­
lich in bescheidenerem Ausmaß für
Österreich zu.
Es ist zu befürchten, daß noch in dieser
Legislaturperiode das geltende Rund­
funkrecht, das ein öffentlich-rechtliches
Monopol festschreibt, revidiert wird:
Seitens der öVP und verschiedener
"unabhängiger" Zeitungen wird dies
ja bereits seit längerer Zeit gefordert.
Und auch der SPö fallen immer
wieder verschiedene Varianten der
"Entmonopolisierung" besonders
häufig in Zeiten, in denen Gerd Bacher
Generalintendant ist - ein. In der
Nummer 3/1979 des "Südblick",
einer halbofftziellen Postwurfzeitung
der SPö für das südliche Wien und die
Randgemeinden konnte man lesen:
"Das Produzieren eigener TV-Sendun­
gen hängt vom Fallen des ORF-Mono­
pols ab, ein Umstand, der aber unmit­
telbar bevorsteht - er soll noch in die­
ser Gesetzgebungsperiode verwirklicht
werden, besonders auf Initiative der
Sozialistischen Partei. "

Privatfernsehen, so formulierte es der
ansonsten gar nicht so ökologiebewußte
deutsche Bundeskanzler Schmidt, sei
"gefährlicher als Kernenergie."
So freilich läßt sich das Wort von der
"Informationsexplosion" auch deuten.

Roman Hummel



Technologische Entwicklung
im Spätkapitalismus

Nutzung der Sonnenenergie, Modell
Bohumil Stepan

1. Technologische Entwicklung
und Spätkapitalismus

Die Entwicklung des Kapitalismus kon­
frontiert uns heute mit der systemati­
schen und zielgerichteten Anwendung
von Wissenschaft und Forschung auf
den Produktionsprozeß. Die so erzielte
Beschleunigung der technologische.n Er­
neuerung spiegelt die Jagd konkurneren­
der Einzelkapitale nach Extraprofiten,
größeren Marktanteilen und einer. bes­
seren Kontrolle über den ProduktIOns­
prozeß, in dem die leb~ndige A~beit

weitgehend durch tote (m MaschI~en

"vergegenständlichte") ersetzt WIrd.
Sie führt zum rascheren veralteten
"moralischen VerscWeiß") der Maschi­
nerie. Daraus ergibt sich der Zwang
zur rascheren Amortisation des darin
gebundenen (fixen) Kapit~s. Au.c~

das Arbeitsvermögen und dIe QualifI­
kation der Arbeitskräfte wird durch
diese Entwicklung immer rascher ent­
wertet.

Die Kosten fUr Forschung und Ent­
wicklung steigen steil an; immer we­
niger Großkonzerne verfügen über ge­
nügend Finanzkraft, in diesem Wett­
lauf mitzuhalten. Die Entwicklung
mancher Technologien (etwa AKW­
Technologie) ist nur noch dadurch
möglich, daß die Kosten für Fors~hun.g

und Entwicklung von der Allgememhelt
übernommen werden (bei andauernder
privater Verfügungsgewalt über den pro­
duzierten Mehrwert).

In dem Maß wie Großkonzerne und die
durch sie hervorgebrachten Technolo­
gien die Wirtschaftsstruktur eines
Landes bestimmen, ja durch transna­
tionale Aktivitäten und Zusammenar­
beit von Unternehmen einzelstaatliche
Entscheidungsinstanz unterlaufen
werden, wachsen auch die Druckmittel
der Konzernleitungen gegenüber Arbei­
terschaft und staatlichen Behörden:
VerscWeierung von Profiten, Drohung
mit dem Abbau von Arbeitsplätzen und
tatsächliche Vernichtung von Arbeits­
plätzen durch Rationalisierungsinvesti­
tionen oder Produktionsverlagerungen
in Billiglohnländer werden eingesetzt,
um Subventionen, ja eine Abnahme­
und Profitgarantie durch den Staat
(z.B. in Form von Rüstungskäufen)
zu erhalten und die Forderungen der
Arbeiterschaft innerhalb der von der

Konzernplanung gesetzten Grenzen zu
halten.

Die Höhe des eingesetzten Kapitals und
der Zwang zu dessen Amortisation in­
nerhalb immer kürzerer Zeiträume
macht eine langfristige Planung der
Konzernstrategie in den Bereichen
Forschung und Entwicklung, Investiti­
tionsplanung, Lohnkosten, Marktana­
lyse und Absatzplanung usw. notwen­
dig. Im Zentrum dieser auf die einzel­
nen Unternehmer beschränkten Pla­
nung - während für die wirtschaf~liche

Entwicklung im gesellschaftlichen
Maßstab infolge der Konkurrenz ZWI­
schen voneinander unabhängigen Ein­
zelkapitalen nur Prognosen mö~c~

sind - steht das Ziel einer langfnsh­
gen Profitmaximierung des. jewei~gen

Konzerns. Zur Sicherung dieses ZIeles
ist die systematische Kontrolle über
alle Elemente des Produktions-, Zir­
kulations- und Reproduktionsprozes­
ses mehr und mehr erforderlich.

Wo die freiwillige Unterordnung der
Gewerkschaften unter die Konzern­
interessen ("Sozialpartnerschaft")
nicht mehr ausreicht, erfordert die
Logik dieses "Fortschrittes" die Ein­
schränkung der Gewerkschaftsauto­
nomie des Streikrechts und nach
und ~ach auch anderer demokrati­
schen Rechte.

Parallel zum Wachstum der grenz­
überschreitenden Aktivitäten der
"Multis," die sich der Kontrolle durch
Regierungen zunehmend entziehen und
diese zu ihren Handlangern bzw. Garan­
ten ihrer Interessen (Subventionen,
Polizei Militär, usw.) reduzieren, ge­
winne~ zentrale globale Machtinstan­
zen wie IWF (Intern. Währungsfonds),
Weltbank und Trilaterale KommIssIOn,
die mehr und mehr den Charakter einer
Weltregiemng anzunehme~ beginnen.
an Gewicht. Sie setzen RegIemngen em,
bestimmen deren wirtschafts- und so­
zialpolitischen Handlungsspielraum und
sorgen für ihre Entmachtung, wenn SIch
eine ernsthafte Bedrohung der Inter­
essen des multinationalen Kapitals ab­
zeichnet (heute weniger durch direkte
Intervention als den weniger spektaku­
lären Druck des Weltmarkts und seiner
von ihnen durchgesetzten Gesetze). So
bereiten sie den weiteren weltweiten
Ausbreitung der Multis den Boden und
garantieren ilmen optimale Wachstums­
bedingen (über das konkrete Z~samm~n­

wirken dieser drei Instanzen lIeßen SIch
Bände fwlen).

Hinter der scheinbar politisch neutralen
"Entwicklung" von Wissensch.aft u~d

Technik kommt so immer deutlIcher dIe
Fratze einer autoritären Gesellschaft,
eines "starken Staates," zum Vorschein,
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wo Herrschaft durch in der Struktur
der Produktionsmittel selbst verankerte
"Sachzwänge" verschleiert und legiti­
miert wird. So kann zum Beispiel in
einer Plutonium-Wirtschaft relativ leicht
plausibel gemacht werden, daß strenge
Überwachung und Kontrolle unvermeid­
bar sind, um die Sicherheit und das Le­
ben aller angesichts der Möglichkeit von
Sabotageakten mit katastrophalen
Folgen zu garantieren: 1984 ante
portas?

2. Produktivität - Destruktivität

Diese aus der Rationalität von Einzel­
kapitalen resultierenden Entwicklungs­
tendenzen geraten so zunehmend in
Widerspruch zu gesamtgesellschaftli­
chen Interessen und stabilisieren eine
Gesellschaft, in der die Irrationalität
des Ganzen Bedingung ist für das ra­
tionale Funktionieren der einzelnen
Produktionseinheiten.

Die herrschenden Produktionsverhält­
nisse bringen mit fortschreitenden Be­
triebsgrößen, wachsender Zentralisa­
tion von Entscheidungsgewalt, steigen­
der ParzelIierung der Arbeit usw. nicht
nur auf gesellschaftlicher Ebene hierar­
chische und autoritäre Strukturen her­
vor; Herrschaft schlägt sich auch in der
Struktur und Funktionsweise der
Produktionsmittel selbst nieder und
wird durch sie gestützt. "Die technolo­
gische Gesellschaft ist ein Herrschafts­
system, das bereits im Begriff und Auf­
bau der Techniken am Werke ist ...

Übergangslösung
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Produktivität und Wachstum dieses
Systems stabilisieren die Gesellschaft
und halten den technischen Fortschritt
im Rahmen von Herrschaft. Technolo­
gische Rationalität ist zu politischer
Rationalität geworden. " (Herbert
Marcuse: Der eindimensionale Mensch,
Vorrede).

Die Umwälzung der Technologie kann
nur in dem Maß den Profit einer Min­
derheit erhöhen und ihre Herrschaft
etablieren, in dem sie der Mehrheit er­
höhte, aber in der Betriebsbilanz nicht
aufscheinende Kosten aufbürdet und zu
ihrer Entmündigung beiträgt.
Produktivitätsfortschritte für den Unter­
nehmer bedeuten oft nicht nur die re­
lative Zunahme der unbezahlten Mehr­
arbeit für den Arbeiter, sie haben flir
ihn vielfach auch nicht quantifIzierbare
Belastungen durch Arbeitszerstückelung,
Monotonie und Ausschaltung kreativer
Momente aus dem Arbeitsprozeß zur
Folge. Diese physisch-sinnliche Ver­
stümmelung durch Sonderzulagen abgel­
ten zu wollen, stellt einen menschenver­
achtenden Zynismus ohnegleichen dar.
Ein weiterer fUr den Arbeiter nachteili­
ger Aspekt besteht in der Zunahme un­
bezahlter Zwangsarbeit außerhalb der
Betriebe dar, wie etwa des Anreisewegs
bei zunehmender Zentralisierung der
Produktion in wenigen Großanlagen
(siehe dazu Illich, Neues Forum Sept.
Okt. 79).

Viele als "Fortschritt" gepriesene
technologischen Neuerungen haben nur
vom engen Blickwinkel des Unterneh­
mers aus zu einer Produktivitätssteige­
rung geführt; bei Abwägung aller ihrer

Vorteile und Kosten im Rahmen einer
geseIlschaftlichen Gesamtbilanzierung
hätten sich ihre destruktiven Aspekte
als derart vorherrschend erwiesen, daß
sie erst gar nicht zum Einsatz gekom­
men wären.

Die Kosten, die bisher bei der Bewer­
tung von Produktivitätsfortschritten als
"externe Kosten" auf die Um- oder
Nachwelt überwälzt wurden und in der
Bilanz nicht aufschienen, sind mannig­
faltig:

+ Abtrennung und Enteignung mensch­
licher Fähigkeiten und ihre Ersetzung
durch eine anschwellende Flut käufli·
cher Konsumartikel, von denen jeder
einzelne immer weniger an Befriedigung
bietet, von denen das Individuum aber
sowoW durch die Zerstörung von Sub­
sistenzmöglichkeiten als auch durch ein
via Arbeitsprozeß und Werbung redu­
ziertes und geformtes Bewußtsein
abhängig wird;

+ fortschreitende Ausschaltung "leben­
diger" Stoffe und Prozesse durch syn·
thetisch und unter hohem Energieein­
satz hergestellte Stoffe bzw. Prozesse,
zu deren Aufrechterhaltung ein hoher
Verbrauch an Rohstoffen notwendig
ist (Atomkraftwerke statt Sonnenener­
gie, Verdrängen stickstoffproduzieren­
der Bodenbakterien durch energieinten­
sive chem. Dünger, Verlust eines großen
Schatzes an Naturheilmethoden durch
Absatzinteressen der Pharmaindustrie,
usw.).



+ Beeinträchtigung der menschlichen
Gesundheit sowoW im Arbeitsprozeß
(Länn, Streß, giftige Materialien ...) als
auch infolge der Umweltzerstörung
durch die ungefllterte Abgabe von
Schadstoffen in Wasser, Luft und
Boden
+ Störung des ökologischen Gleichge­
sichts z.B. durch Ausrotten bestimmter
Pflanzen- und Tierarten (Klimaänderun­
gen usw.)
+ Vernichtung alter Kulturen und Aus­
rottung ganzer Völker im Zuge der Aus­
dehnung des Kolonialismus; fortbe­
stehende Ausbeutung der Bodenschätze
und Arbeitskräfte der sogen. "unterent­
wickelten" Länder
+ Beinträchtigung der Lebenschancen
künftiger Generationen durch Auf­
brauch nicht regenerierbarer Ressour­
cen, Produktion langlebiger Schadstoffe
(z.B. radioaktiver Müll, chemische Pro­
dukte, Waffenlager . . .) mutagener,
krebserregender oder direkt tödlicher
Wirkung

+ Vergeudung von Arbeitskraft und
Rohstoffen für die Produktion von
Produkten, die ebenso kurzlebig und
Modetrends unterworfen sind wie die
eigens flir diese Produkte erfundenen
Bedürfnisse .

Viele dieser Kosten sind nicht quantita­
tiv erfaßbar, da sie Ergebnis nicht
wieder gutzumachender (irreversibler)
Prozesse sind. Technologien , die solche
Folgen nach sich ziehen, müssen von ei­
ner gesamtgesellschaftlichen Betrach­
tungsweise her unbedingt abgelehnt
werden. Das gleiche gilt natürlich für
alle Technologien, deren scheinbare
Produktivität sich bei einem Wechsel
des Blickpunktes als Kontraprodukti­
vität, ja Destruktivität entpuppt.

3. Für eine Neubewertung von
Fortschritt

Die alte marxistische Fonnel, die davon
ausgeht, daß ab einer bestimmten Stufe
der Entwicklung die Produktionsverhält­
nisse zur Fessel für die Entwicklung der
materiellen "Produktivkräfte" werden,
bedarf einer ModifIzierung: Die destruk­
tive Seite der Produktivität tritt immer
stärker hervor, ja es werden immer mehr
Produktivkräfte entwickelt, die eindeu­
tig Destruktivcharakter haben, je stärker
die Interessen und Rationalität der
herrschenden gesellschaftlichen Kräfte
in Widerspruch kommen zur rationalen
Entwicklung der Gesellschaft als ganzer.
(Produktivkräfte hier stets verstanden
als Produktionsmittel und Produktions­
verfahren ; ihre Beschaffenheit und Ent­
wicklung fIndet natürlich ihre Entspre­
chung in der Beschaffenheit und Ent­
wicklung der Produktivkraft menschli­
cher Arbeitskraft).

Das Warten auf ein weiteres Reifen der
Bedingungen für den Sozialismus durch

die "Weiterentwicklung" der Produktiv­
kräfte bedeutet heute das Begraben
jeder sozialistischen Perspektive.

Wenn auch bestimmte Technologien
(z.B. Automation) in den kapitalisti­
schen Produktionsverhältnissen nur
beschränkt anwendbar sind, heißt das
noch lange nicht, daß ihr Einsatz von
der Utopie einer egalitären Gesellschaft
her zu rechtfertigen ist oder keinerlei
Grenze fmdet. Die Tatsache, daß eine
Technologie für den Kapitalismus un­
brauchbar ist, ist noch keinerlei Garan­
tie für ihre Brauchbarkeit in einer nach
gesellschaftlichen Be dürfnissen reorga­
nisierten Gesellschaft. An dererseits
folgt aber aus der Tatsache, daß eine
bestimmte Technologie unter kapita­
listischen Produktionsverhältnissen
sich zerstörerisch auswirkt, noch
nicht automatisch ihre Unbrauchbar­
keit als Instrument sozialistischer Ent­
wicklung. In keinem dieser Fälle sollten
sich Sozialisten davor drücken zu
überprüfen, ob die jeweilige Technologie
den Entwicklungszielen einer sozialisti­
schen Gesellschaft angepaßt ist oder
ihnen widerspricht.

Eine solche Neubewertung des Fort­
schritts wird an die Stelle von quanti­
tativen Kriterien wie dem Wachstum
des BSP, dem Einkommen pro Kopf
usw. qualitative Maßstäbe setzen, die
sich an sozialen und individuellen
Entwicklungszielen orientieren. Tech­
nologien werden - unter Abwägung
aller Vor- und Nachteile, die ihr Ein­
satz mit sich bringt - verwendet wer­
den, um die für unbefriedigende, be­
schwerliche und monotone Arbeiten
benötigte Zeit zu reduzieren, während
bei Arbeiten, die Spaß machen, mit
einer Entfaltung schöpferischer Fähig­
keiten vereinbar sind usw., eher auf
eine Mechanisierung oder Automation
"verzichtet" werden wird. Die Tren­
nungslinie wird hier wohl kaum zwi­
schen Hand- und Kopfarbeit liegen,
da der Verzicht auf eine der beiden
Ebenen immer mit einer Verannung
der Persönlichkeitsentwicklung ver­
bunden sein wird. Produktion in
zentralen Großfabriken wird auf jenes ­
möglichst geringe Ausmaß be­
schränkt werden, das die sozialistische

Gesellschaft noch für vereinbar hält
mit den Prinzipien nicht hierarchischer
politischer Organisation. Sie wird auf
alle Gesellschaftsmitglieder gleich­
mäßig aufgeteilt.

Will die Arbeiterbewegung sich nicht
kampflos durch die Entwicklung und
die Lösungsvorschläge des Kapitals
entwaffnen lassen (das heute an der
Entsorgungsindustrie blendend ver­
dient, morgen auf andere nicht materi­
elle Wachstumsbranche ausweichen
könnte, um sich schon übermorgen
wie der Phönix aus der Asche auch
aus der ökologischen Krise zu erheben),
gilt es, nicht nur defensiv das vom Ka­
pital schon längst in Richtung auf
neue "Entwicklung" (des ProfIts) ver­
lassene Terrain zu verteidigen, sondern
ihm auf einer qualitativ anderen Ebene
mit einem neuen und antagonistischen
Entwurf der Gesellschaft zu begegnen.
Dieser muß die Abkehr von Wachstum
und Produktion als Selbstzweck formu­
lieren und sie auf ihre Funktion zurück­
stutzen, Hilfsmittel zur Verwirklichung
eines menschenwürdigen Lebens für
alle zu sein, das sich jeder Reduzierung
auf ökonomische Meßgrößen und Kate­
gorien entzieht.

Durch Sicherung der materiellen
Existenz aller bei gleichzeitiger Ab­
schaffung entfremdeter Arbeit wird
materieller Konsum seine Bedeutung
als Ersatzhandlung verlieren: lndem die
allseitige Entwicklung menschlicher
Fähigkeiten auch im nichthierarchisch
und bedürfnisorientiert organisierten
Produktionsprozeß möglich sein wird,
entstehen die Voraussetzungen für eine
Haltung, in der mehr Sein vor mehr
Haben geht. Erst dann kann der
verhängnisvolle Kreislauf der Produk­
tion von immer mehr Waren, die nutz­
los, kurzlebig und zur Befriedigung von
Bedürfnissen immer weniger tauglich
sind, zur Ruhe kommen in einer Lebens­
weise, die mit Ressourcen sparsam um­
geht und die gesellschaftlich notwendige
Arbeit auch dadurch zu reduzieren
weiß, daß bestimmte Waren und Bedürf­
nisse nach ihrem tatsächlichen Ge­
brauchswert hinterfragt werden.

Hermann Klosius

"Ich habe gerade
das Feuer erfun­
den und damit
für alle Zeiten
die Energiekrise
gelöst"
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SThesenzur
Allernalivbewegung

1. In manchen Kreisen existiert ein ekla- ten läßt. Marx raus und Goethes Zau­
tanter Mythos bezüglich nicht-kapita- berlehrling rein ... In Wirklichkeit ist
listischer Produktionsweisen. Als kapita- die Naturaneignung eine stark vermittel­
listisch wird nicht etwa die Totalität ei- tel Wir zerstören nicht die Natur, son­
ner Produktionsweise, sondern vorder- dem wir transformieren sie (in einer ma­
grÜTIdig die Existenz gewisser Hierar- terialistischen Betrachtungsweise): z.B.
chien verstanden. Womit m.E. Ursache existiert die Tendenz, die höherwertige
und Wirkung vertauscht werden: nicht kinetische Energie systematisch in die
die autoritäre Hierarchie erzeugt eine minderwertigere Form der Wärmeener­
Produktionsweise, sondern die Waren- gie zu verwandeln (durch ein Feuerzeug
produktion eine ihr entsprechende Be- ebenso wie durch ein Atomkraftwerk).
triebsorganisation. Kapitalismus ist ein Die Idee einer Naturzerstörung scheint
Charakter der Vergesellschaftung, näm- mir idealistisch zu sein. Zumindest wa­
lich die vollständige Unterordnung von ren die Konsequenzen bislang Domäne
Bedürfnissen und deren Befriedigung von Oswald Spengler und den Wander­
unter den Warencharakter der Produk- vögeln. Man muß jedenfalls kein Fort­
tion. Manche Gruppen bilden sich schrittsfanatiker sein, um Hysterien ei­
offenbar ein, selbigen gruppendyna- nerseits und Illusionen über die Mach­
misch überlisten zu können, indem sie barkeit kleiner überschaubarer Einheiten
keine rigide, autoritäre Betriebshierar- (in einem größeren gesellschaftlich-rele­
chie etablieren ("der Betrieb wird kol- vanten Rahmen) zurückzuweisen.
lektiv geführt," "lauter liebe Leute ...")

2. Ein noch wesentlich mehr verbreite- 4. Eben weil wir nun ein vermitteltes
ter Mythos ist der der Entspezialisie- Verhältnis zur "Natur" haben, und weil
rung: so, als ob es möglich wäre, eine die Arbeit (begriffen als Naturaneig­
Arbeitsorganisation zu etablieren, in der nung, -aufarbeitung und -abarbeitung)
wieder jeder alles kann ("überschaubare mit einem nicht diskussionsfahigen Ob­
Einheiten"). Die Arbeitsteilung zerfallt jekt zusammenhängt, liegt der tiefere
m.E. in zwei Problemkreise: der histori- Sinn von Marxens Definition des gesell­
sche Prozeß der Naturaneignung und die schaftlichen Reichtums auf der sozialen
aktuelle kapitalistische Form der Pro- Ebene. Reichtum, hier verstanden als
duktionsverhältnisse. Ersterer ist nicht kommunikativer Reichtum, eröffnet
mehr rückführbar (bei Strafe unseres
Untergangs), zweitere ist humanisierbar
(z.B. sind KKWs nicht unbedingt not­
wendig, weil auch sanfte Technologien
bei entsprechendem Einsatz genügende
Leistung erbringen). Die "allseits ent­
wickelte Person, die morgens fischt
und" ... sollte als sträflicher Roman­
tizismus endlich begraben werden. Statt
ihrer bedarf eine emanzipierte Gesell­
schaft kritischer Fachleute, die sich be­
wußt vergesellschaften! "Und man muß
jetzt begreifen, daß man mit dem Ge­
rede, daß jeder alles tun könne, ein für
allemal ein Ende machen muß. Wir
brauchen unseren eigenen Fachmann ..."
(Nikolai Bucharin).

3. Ein dritter nervender Mythos ist der
der angeblichen Naturversöhnung! Was
hat man sich denn darunter vorzustel­
len? Im Info-Blatt der ÖKO-Bewegung,
das in der AKIN 22/79 abgedruckt wur­
de, wird der Eindruck erweckt, als
existiere 1., eine direkte Telephonlei­
tung zur Natur, durch die uns selbige
gönnerhaft mitteilt, daß sie uns (der
Menschheit) grollt; und als sei es 2.,
der technische Fortschritt, der Er­
findungen zu Destruktivkräften entar-
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erst die Möglichkeit, die "Freiheit jen­
seits von Notwendigkeit", in die an­
geblich eherne Natur zu intervenieren.
Aber diese Intervention, dieses gesell­
schaftliche Projekt, diese Technik ist
durch unser sozio-politisches Vorver­
ständnis vermittelt!

5. Aus dem bisher Gesagten leitet sich
meine Einschätzung der Alternativbe­
wegung ab: sie kann sich nur in ge­
wissen Residuen einnisten, die einer
vollständigen Vergesellschaftung bis­
lang entgangen sind. Diese Residuen
sind in Krisenzeiten gar nicht so klein!
Aber die Bewegur:g kann zwei Hürden
nicht nehmen: die Ökonomik und die
eigene Geschichte. Die Ökonomie inso­
fern, als die Tendenz zur Selbstausbeu­
tung einfach nicht zu übersehen ist. Und
die eigene Geschichte insofern, als nicht
zu übersehen ist, daß die Menschen
dieser Bewegung aus der Studentenbe­
wegung kommen, die vollständige Nie­
derlage der Studentenzeit einfach nicht
anerkennen und sich zu "Praktikern"
einer Emanzipation erklären, die ich
beim besten Willen nicht sehe.

Otto Raschauer



linkerevue I
ALTERNATlVE ENERGIEQUELLEN

WachstulIl oder Steinzeit?
Unter dem Titel «Multis, Oel und Panikmache» hat Iris
Freytag die Hintergründe der gegenwärtigen Energiekrise
durchleuchtet (ZD Nr. 30, 31, 37). Sie beschäftigte sich mit
der Einschätzung der Krisenerscheinungen, der künstlichen
Verknappung des Erdöls, der Panikstimmung in den Medien,
mit den Strategien der Multis und mit den Verflechtungen
in der Atomindustrie. Im folgenden geht es um die Konse­
quenzen, die man aus der Energiekrise ziehen muß, und vor
allem um die Frage der Wirtschaftspolitik: Brauchen wir
tatsächlich ein ständig steigendes Wirtschaftswachstum,
steigt unser Energieverbrauch weiter an und sind wir in der
Lage, unseren Bedarf an Energie durch die Nutzung
alternativer QueUen, zum Beispiel Wind- und Sonnenenergie,
zu decken?

•
Wir haben bereits gesehen, welche Interessen hinter der
gegenwärtigen «Energiekrise» stehen, wo die Gemeinsam­
keiten zwischen Multis und Regierungen liegen und welche
Ziele die Atomindustrie verfolgt. Die Oelpreiserhöhungen und
die künstliche Verknappung wird rücksichtslos auf die arbei­
tende Bevölkerung abgewälzt und in aller Oeffentlichkeit
mit geradezu zynischen Bemerkungen kommentiert; so
ließen Sprecher der Esso und BP verlauten, die beste Lösung
des Benzinengpasses sei doch immer noch, den Marktkräf­
ten freien Lauf zu lassen und die Benzinpreise so hoch
klettern zu lassen, daß letztlich der Verbrauch schon einge­
schränkt werde nach dem Motto: Wer ein hohes Einkommen
hat, darf und kann häufiger sein Auto benutzen.

Maßnahmen, wie Geschwindigkeitsbegrenzungen, werden
von den Interessenverbänden der Automobilindustrie eben­
so energisch abgelehnt wie von der Bundesregierung, und
nach wie vor werden Stromgroßabnehmer durch billige Tarife
für Energieverschwendung belohnt. Wie ernst sind also die
Beteuerungen der Regierung, daß die geplanten Energiespar­
maßnahmen konsequent durchgeführt werden müßten? Und
kann es überhaupt im Interesse der Atomindustrie liegen,
daß weniger Energie verbraucht wird?

Sinkende Wachstumsraten

Werden die Atomprogramrne verwirklicht und alle geplan­
ten Kernkraftwerke in Betrieb genommen, so wird vermut­
lich sehr schnell eine Ueberkapazität entstehen. SpätesteDS
jetzt wird das Argument vom steigenden Wirtschaftswachs­
tum vorgebracht, wo aber existiert dieses Wachstum?

Selbst offizielle Statistiken gehen mittlerweile davon aus,
daß hohe Wachstumsraten in Zukunft nicht mehr zu er­
warten sind; seit Anfang der siebziger Jahre (seit etwa 1974)
lag das durchschnittliche jährliche Wachstum der Industrie
in der BRD bei etwa zwei Prozent. Zurückgeführt wird diese
Entwicklung auf das Fehlen lukrativer Absatzmärkte in den
Industrieländern, aber auch auf die Ueberakkumulation
von Produktionskapazitäten. Andre Gorz bemerkt hierzu,
daß «derartige Krisen der Ueberakkumulation in der Ver­
gangenheit entweder durch Kapitalzerstömog, hauptsächlich
Kriege, überwunden (wurden) oder durch technische Revo­
lutionen, die fast immer auch Nebenwirkungen des Krieges
wareD».

Hinzu kommt, daß die Kosten des wirtschaftlichen
Wachstums gestiegen sind, sowohl durch gesetzlich vorge­
schriebene Umweltschutzmaßnahmen als auch durch immer
knapper und teurer werdende Ressourcen. Für das Wirt·
schaftswachstum waren in der Vergangenheit ein enonn
hoher Verbrauch an Energie und Rohstoffen notwendig,
aber nur wenige, nämlich die Unternehmer, konnten da­
von profitieren.

Für die Masse der Bevölkerung blieb die Lohnentwick­
lung hinter der Steigerung der Unternehmergewinne zurück,
und das Wirtschaftswachstum brachte kawn mehr spürba­
re Verbesserungen des Lebensstandards oder der Lebens­
qualität mit sich. Im Gegenteil, die Kritik an den Lebens­
und Arbeitsbedingungen nimmt ständig zu und äußert sich
in wachsendem Umweltbewußtsein bis zu Forderungen nach
verkürzter Arbeitszeit, Beseitigung monotoner Arbeiten usw.

Produktionsverlagerungen in Dritte-Welt-Länder und stei­
gende Technologieexporte haben zwar zum Wachstum we·
niger, in diesem Bereich tätiger Branchen, beigetragen,
doch insgesamt wird die Wirtschaftslage durch Rezession
in den USA und Europa bestimmt. Schon jetzt wird
sichtbar, daß auch die Exportbranche, die bisher entschei­
dend zum Wachstum beigetragen hat, von der Rezession be­
troffen ist. In einer Studie des Münchner Ifo-Instituts wird
festgestellt, daß die Oelpreissteigerungen nicht wie bei der
letzten Oelkrise durch einen Zuwachs der Ausfuhr aufge·
fangen werden können, und daß die deutsche Wirtschaft in
den nächsten Jahren mit einem beträchtlichen Defizit in der
Leistungsbilanz rechnen muß.

Nach Meinung der OECD (Organisation für wirtschaft­
liche Zusammenarbeit und Entwicklung) stehen den Indu­
strieländem in den nächsten Jahrzehnten ohnehin tiefgreifen­
de soziale und wirtschaftliche Veränderungen bevor, die die
Fortführung einer wachstumsorientierten Wirtschaftspolitik in
Frage stellen; die Internationalisierung der Industrie, der
verstärkte Anteil der Dritten Welt an der Industriepro­
duktion werden zu einem veränderten wirtschaftlichen Gleich­
gewicht führen.

Geht man davon aus, daß in naher Zukunft Wachstums·
steigerung, wie sie in der Vergangenheit erreicht wurden,
nicht mehr realisierbar sind, dann ist die Panik in Bezug
auf die Energieversorgung unbegründet.

Die zur Zeit bekannten und abbaufähigen Welterdölre·
serven würden allein, andere Energiequellen nicht einge­
rechnet, den Energieverbrauch der gesamten Welt für 36
Jahre decken; nimmt man Erdgasvorkommen und Kohlevor­
räte hinzu, so würden die «klassischen Energieträger» den
Verbr~lUch für etwa 150 Jahre abdecken, unter Einbeziehung
der VIel zu hoch angesetzten Wachstumsraten von 4 bis 5
Prozent.

Eine ganze Reihe von Studien beschäftigt sich mit diesen
mehr oder weniger theoretischen Ueberlegungen, aber trotz
dieser ronächst beruhigenden Prognosen ist es jetzt notwen·
dig,

- alternative Energiequellen zu nutzen und neue Techni·
ken weiterzuentwickeln, :zum Beispiel Sonnenkollektoren in
die industrielle Massenfertigung zu bringen, um von der Preis-
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politik und den Manipulationen der Multis im Energie­
sektor unabhängig zu werden.
- Wlsere Einstellung zur Energieanwendung zu verändern,
die massenhafte Verschwendung einzustellen, die Energie
besser und sinnvoller zu nutzen und gleichzeitig mehr Le­
bensqualität zu gewinnen.

Nutzung der Sonnenenergie

Die verteilten Subventionen für die Entwicklung alternati­
ver Energien entfallen in erster Linie auf die Kernenergie.
Sonnenenergie, Erdwärme oder die Nutzung der Windenergie
scheinen eher als exotische Forsehungsbereiche angesehen
zu werden. Aber nicht nur das: Bemühen sich energie­
bewußte Bürger darum, Sonnenkollektoren zur BeheizWlg und
Warmwasserversorgung zu nutzen, wird es ihnen mit der,
angesichts der Verschandelung unserer Städte grotesk an­

mutenden Begründung, verwehrt, solche Kollektoren wür­
den das Stadt- oder Landschaftsbild verunzieren:

Die Nutzung der Sonnenergie würde uns nicht nur unab­
hängiger machen, sie würde auch eine weitgehende Dezent­
ralisierung des Energieversorgungssystems ermöglichen, ver­
bunden mit einem hohen Grad der Selbstversorgung. Die
sich zuspitzenden Konflikte um die Verteilung der Energie
zwischen energiearmen und energiereichen Ländern könnten
durch die Nutzung der Sonnenenergie entschärft, die Gefahr
eines (,Delkrieges» reduziert werden.

Durch photobiologische und photochernische Metho­
den der Sonnenenergienutzung ist diese Energieart auch
für unsere Breiten interessant. (,Die Sonnenenergieeinstrah­
lung ist in den nördlichen Industrieländern, insbesondere
auch in Mitteleuropa, einerseits stark genug, um einen ge­
wissen Selbstversorgungsanteil zu decken. Zum Beispiel
würden bei einer Rationalisierung des derzeitigen Primär­
energieeinsatzes auf die Hälfte, für ein Sonnenenergiesystem
mit 14 Prozent Wirkungsgrad bei einer Einstrahlung von
100 W1m2, bei einem SelbstversorgWlgsgrad von 50 Pro­
zent und bei einer Deckung der Hälfte des Energiebedarfs
durch Sonnenenergie, insgesamt 1,5 Prozent der Räche der
Bundesrepublik benötigt ' ..» (aus K. M. Meyer-Aibich;
Energiebedarf und Energienachfrage)

Gemischte Systeme von Sonnenkollektoren und Wärme­
pumpen sind geeignet, die für Heizung und Warmwasser­
versorgung benötigte Energie zu liefern. In den USA ist die
Solartechnik entgegen der weitverbreiteten Meinung schon
so weit entwickelt, daß ein großer Teil des Energiehaushaltes
vorrangig die Haus- und Warmwasserheizung, durch
Sonnenenergie gedeckt werden kann. James P. Inee vom Ver­
band der Sonnenindustrie in den USA, ist davon überzeugt,
daß es bei mehr als 100 Herstellern auf diesenl Gebiet ledig­
lich noch ein Problem der mangelnden Nachfrage ist, daß die
Solartechniken verstärkt angewendet werden.

(,Die Möglichkeiten der SonnenenergienutzWlg sind eben­
so unerschöpflich wie die Sonnenstrahlung selbst», meint
Pierre Fornallaz, der für die Schweiz, die heute zu 85 Pro­
zent von Oel- und Uranimporten abhängig ist, nachweist,
daß sie mit Hilfe der Sonnenergie in fünfzig Jahren einen
hohen Grad an Selbstversorgung erreichen kann.

Sind Alternativen wirtschaftlich?

Und wie sieht es mit der Wirtschaftlichkeit aus? Man muß
wohl voranstellen, daß die Wirtschaftlichkeit bei der Ent-
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wicklung alternativer Energieträger bisher nur bedingt eine
Rolle gespielt hat; es dürfte schwerfallen, eine Wirtschaft­
lichkeit der Kernenergienutzung im gesamtgesellschaft­
lichen Sinne festzustellen, wohl aber eine (,Wirtschaftlich­
keit» der Profite der Atomindustrie.

Fomallaz weist nach, daß Preisvergleiche zwischen
den klassischen Energieträgern und zum Beispiel der Son­
nenenergie nicht berücksichtigen, daß der Einsatz der Son­
ne eine unerschöpfliche Energiequelle darstellt, das DeI
irgendwann einmal abgebaut ist, die Preise für Erdöl zum
einen erheblichen Schwankungen unterliegen, zum anderen
der Delpreis selbst nur einen Teil der effektiven Kosten
(Umweltverschmutzung beim Transport, Abwärme usw.)
nicht berücksichtigt werden. Die Wi!"tschaftlichkeit der
Sonnenenergie steht außer Zweifel, wena man bedenkt, daß
durch dezentralisierte Kleinanlagen lange Transportwege
überflüssig werden und die Störungen der Biosphäre vermie­
den werden können.

Neben der Sonnenenergie sind auch andere Energiearten
seit langem bekannt und genutzt, wenngleich nicht in dem
Ausmaß wie Dei oder Kohle. Größeren Anteil des be­
nötigten Stroms könnten aus Wasser- oder Gezeitenkraft­
werken gewonnen werden. Lohnen würde sich auch der
Rückgriff auf die Windenergie, die im 19. JahrhWldert eine
nicht zu unterschätzende Rolle gespielt hat. «Nach Schätzun­
gen der World Meteorological Organization könnten an den
bevorzugten Windecken der Erde zusammen rund 20 Mil­
lionen Megawatt Elektrizität kommerziell hergestellt wer­
den - gut das Zehnfache der gegenwärtigen Strom­
erzeugung» aus Windenergie. Auch die Erdwärme ließe
sich in geologisch geeigneten Gebieten besser nutzen.

Die Vorteile alternativer Energien liegen auf der Hand:
Die Umwelt wird weder durch radioaktive Strahlungen und
Atommüll belastet, noch durch Abgase und Staub, die bei
der Verbrennung von Kohle und DeI entstehen. Selbst für
das Auto, dessen Kraftstoff schwer zu ersetzen ist, kommt die
Bio-Masse, Mathanol und Aethanol als Treibstoff in Be­
tracht, die im übrigen in anderen Ländern, zum Beispiel
Skdndinavien schon häufiger benutzt werden.

Neben der Nutzung alternativer Energien können zusätz­
li(;h die klassischen Brennstoffe in verbesserter und umwelt­
freundlicherer Fonn verwendet werden. Durch einen Rück­
griff auf altbewährte Methoden, wie Kohlehydrierverfahren,
Anwendung umweltfreundlicher Kohletechnologien, ver­
besserte Abbauverfahren beim Schweröl, Teersand und Oel­
schiefer, könnte zwar die bisher billige Erdölförderung nicht
ersetzt werden, doch es hätte den Vorteil, daß die noch vor­
handenen Delheizungen Wld andere Anlagen weiterhin be­
nutzt werden könnten.

Diese keineswegs vollständige Darstellung von Nutzungs­
möglichkeiten klassischer Brennstoffe und alternativer Ener­
gien zeigt, daß wir auf das Dei langfristig verzichten können,
ebenso aber auch auf die Kernenergie. Gehen wir deshalb
zurück in die Steinzeit, wie uns die Atomindustrie weisma­
chen will, wenn sie die Schreckensvision skizzert, nach der
in den nächsten Jahrzehnten die Lichter ausgehen werden?
Nach weit verbreiteter Meinung führen scWießlich Energie­
einsparungen, wie sie von uns allen zur Zeit auch verlangt
werden, zu einer Verringerung der Lebensqualität und des
Lebensstandards.



Aber gibt es tatsächlich den unmittelbaren Zusammen­
hang zwischen einem hohen Energieverbrauch und hohen
Lebensstandard oder sogar Lebensqualität?

Absinken der Lebensqualität?

«Kein Mensch wird behaupten wollen, daß der Bürger der
USA, der zwei- bis dreimal mehr Energie beansprucht als
der Deutsche, auch eine zwei- bis dreimal höhere Lebens­
qualität genießt. Die Schwelle der Kontraproduktivität ­
über diese Schwelle hinaus bewirkt zusätzlicher Energieein­
satz eine Verminderung der Lebensqualität - ist vielleicht
wie bei der Ernährung durch biologische Grenzen bestimmt.
Eine genügende und gesunde Ernährung erhöht die Lebens­
qualität, Völlerei vermindert sie. Eine Energiemenge, welche
behagliches Wohnen, gesicherte, befriedigende Arbeit und
genügende Mobilität garantiert, erhöht die Lebensqualität.
Ein Uebermaß an Energieeinsatz zerstört sie wieder durch
künstliches Wohnklima, entseelte Arbeit und verstopfte Stra­
ßen.»

Fornallaz gibt hier die Grenzen des Energie b e dar f s
an; die Befriedigung grundsätzlicher Bedürfnisse wie Behag­
lichkeit, Warmwasser, Beleuchtung und Telekommunikation
ist durchaus sinnvoll und «von Nutzen».

Aber über diesen doch abgespeckten Energiebedarf hin­
aus wird eine Energie n ach fra ge erzeugt, die in keinem
Verhältnis mehr zum Nutzen steht. Die Konsumgesellschaft
produziert am laufenden Band Geräte mit hohem Energiever­
brauch und erweckt damit eine Energienachfrage am Markt
mit der Folge, daß hohe gesellschaftliche Kosten notwendig
sind, um diese Nachfrage jederzeit abdecken zu können.

Abgesehen davon, daß man eine Vielzahl von Haushalt­
geräten ebenso wie Autos mit geringen technischen Verände­
rungen so konstruieren könnte, daß der Energieverbrauch
sinkt, wird die von Fornallaz beschriebene Schwelle des
Umkippens der Lebensqualität überschritten und ein Maß an
Technisierung erreicht, daß Menschlichkeit nicht mehr zuläßt.

Die künstlich am Markt erzeugte hohe Energienachfrage
nützt längst nicht mehr den Konsumenten, sondern allein der
Energiewirtschaft. Und sie ist es auch, die nicht müde wird,
zu beteuern, daß unser Lebensstandard bei sinkendem Ener­
gieverbrauch rapide sinken wird.

Massenhafte Energievergeudung

Dabei ließe sich die enorme Energieverschwendung oftmals
durch einfache Maßnahmen erheblich reduzieren, nämlich
durch bessere und sinnvollere Nutzung der vorhandenen
Energie. Zum Schrecken der Energiewirtschaft hat sogar Er­
hard Eppler erhebliche Einsparraten bei allen Arten von
Energieverbrauchs vorgerechnet. Das beginnt bereits bei ei­
ner verbesserten Wärmedämmung in den Gebäuden und dem
Abschalten nächtlicher Beleuchtung (Einsparung ca. 30 Pro­
zent); die verstärkte Wärmerückgewinnung durch Wärmetau­
scher und Wärmepunpen würde den Energieverbrauch eben­
so senken können wie eine Nutzung der Abwärme bei Indu­
strieunternehmen: «Die Kraft-Wärme-Kopplung - industri­
elle Abwärme in Heizsysteme eingegeben - würde allein in
Westdeutschland im Jahre 2000 etwa 34 Millionen Tonnen
SKE an Heizkraft bringen - die Hälfte des gegenwärtig
für die Raumheizung verpulverten Heizöls.»
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Ein Zitat aus dem Jahre 1977 belegt, daß man bereits da­

mals die Dimensionen der Energieverschwendung hätte klar
erkennen können: «Allein aus dem Wasserdampf, der zu al­
lerlei industriellen Prozessen benutzt wird, ließen sich bei­
läufig, über elektrische Generatoren geleitet, zusätzliche 21 000
Megawatt gewinnen, etwa so viel, wie (der damalige) Bundes­
wirtschaftsminister Friedrichs nach der Energie- 'Grundlage'
... sich für 1985 aus den umstrittenen Kernkraftwerken er­
hofft.» Man mag es kaum glauben, aber laut «Spiegel» ist
es eine Tatsache, daß die öffentlichen Elektrizitätswerke sich
weigern, überschüssigen, in Kraftwerken der Industrie produ­
zierten Strom zu nutzen und in das allgemeine Verteilungs­
system mit aufzunehmen.

Eine sinnvollere Nutzung der Energie bezieht sich auch
auf den Einsatz und die Verwendung der verschiedenen Ener­
giearten. Zum Beispiel gehen bei der Umwandlung von
Brennstoffen in Strom entwa 60 Prozent als Abwärme ver­
loren, so daß das Beheizen von Wohnungen mit elektrischer
Energie auch bei sparsamstem Verbrauch und guter Isolie­
rung der Räume ans ich schon eine enorme Energiever­
schwendung darstellt. Sinnvoller wäre es, eine Verbindung
der verschiedenen Energienutzungsarten herzustellen, die auf
den Bereich des Verbrauchs abgestimmt ist: es läßt sich leicht
feststellen, daß der größte Anteil (50 Prozent) auf Nied­
rigtemperaturwärme entfällt, nämlich für Heizung und Warm­
wasser, und dieser Verbrauch könnte sehr gut durch Ab­
wärme gedeckt werden.

Ein erheblicher Teil der Energievergeudung kann somit
bereits durch eine sinnvollere Nutzung der vorhandenen Ener­
gie und durch einfache Einsparmaßnahmen wie verbesserte
Isolierung u. a. beseitigt werden. Bessere Energienutzung
führt ohne Zweifel dazu, daß mit weniger Einsatz von Ener­
gie der gleiche Nutzen erreicht werden kann und unter Ein­
beziehung alternativer Energien wäre unsere Umwelt weitaus
weniger belastet, und zwar ohne, daß wir gleich in die
Steinzeit zurückfallen müßten.

Eine veränderte Einstellung zur Energieanwendung (und
-verschwendung) muß dahin kommen, daß jedem einzelnen
bewußt wird, daß mehr Energie nicht gleichzusetzten ist mit
mehr Lebensqualität. Dennoch ist die Energieverschwendung
keinesfalls ein Problem des Einzelnen, es ist ein gesellschaft­
liches Problem, dessen Lösung eine neue Politik sein muß,
entstanden auf der Basis eines ständig anwachsenden Umwelt­
und Energiebewußtseins.

Ein Teil der zur Energieeinsparung aufgeführten Mög­
lichkeiten, wie verbesserte Wärmedämmung, sind keinesfalls
«revolutionär» zu nennen und werden ja sogar von den Re­
gierungen und den internationalen Konzernen gutgeheißen,
nämlich solche Möglichkeiten, die das System der blindwü­
tigen Produktivität im Sinne der Profitinteressen nicht in
Frage stellen. In Frage gestellt wird die Struktur unserer
Gesellschaft durch eine veränderte Produktions- und Lebens­
weise und durch eine dezentralisierte Energieversorgung, die
den Einzelnen weitaus mehr Kontroll- und Einflußmöglich­
keiten über Energieverbrauch und -produktion geben würde.
Nur das dezentrale Konzept geht davon aus, daß, so Theo
Ginsburg, mit den vorhandenen Mitteln und Ressourcen wirt­
schaftliche Aktivitäten und Befriedigung der menschlichen
Bedürfnisse erreichbar sind. 1m Gegensatz zu dieser rationel­
len Verwendung von Energie sieht das zentrale Konzept vor,
das Angebot an Energie so zu steigern, daß jederzeit jede
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Nachfrage gedeckt werden kann, Energie also im Ueberfluß
vorhanden sein muß.

Arheitslos durch Ellcrgiccillsparungcn?

Bei dem zentralen Konzept spielen die Sachzwänge eine
große Rolle. Es wird argumentiert, daß Produktionssteigerun­
gen einen immer größeren Energieeinsatz erfordern, und
kann dieser nicht realisiert werden, sind die Arbeitsplätze in
Gefahr. Bringen neue Kernkraftwerke wirklich neue Arbeits­
plätze und wird die ohnehin schon hohe Arbeitslosenquote
tatsächlich weiter ansteigen, wenn wir Energie einsparen !Jnd
auf alternative Energien zurückgreifen?

Die Kern kraftbefürworter, aber auch die Gewerkschaf­
ten, vertreten gern die Meinung, daß Atomstrom die Voll­
beschäftigung sichert. Unter der Voraussetzung, daß der
A.tomstrom zukünftig billiger sein wird als andere Energie­
a.rten, können Länder mit entwickelter Kernenergie auf dem
Weltmarkt Konkurrenzvorteile erzielen. Massarrat weist
nach, daß dies insbesondere für Exportbranchen mit hohem
Energieverbrauch gilt, wie zum Beispiel für die eisenschaf­
fende Industrie und Chemieindustrie, die durch den Einsatz
billiger Energien zunächst ihren Marktanteil international er­
weitern können, so daß kurzfristig im nationalen Rahmen
mehr Arbeitsplätze benötigt werden. Der Beschäftigungs­
effekt wird jedoch hinfällig, sobald die übrigen Länder eben­
falls auf die Kernenergie zurückgreifen.

Entscheidender scheint allerdings zu sein, daß durch den
vermehrten Einsatz von Energien ein immer höheres Maß
an Technisierung erreicht wird; das bedeutet, daß die mensch·
Liehe Arbeitskraft immer stärker durch den Einsatz hoch­
technisierter Anlagen überflüssig wird, vor allem dann, wenn
langfristig billige Energie geliefert werden kann. Es ist wohl
anzunehmen, daß der Effekt «Sicherung der Arbeitsplätze»
eher ins Gegenteil verkehrt wird.
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Zweifellos kommt der Arbeitsplatzsicherung eine große
Bedeutung zu, denn zur Lebensqualität gehört auch ein ge­
sicherter Arbeitsplatz. Wie sieht es nun mit der Beschäfti­
gungssituation bei der Durchsetzung alternativer Energiever·
sorgungskonzepte aus? Vergleichende Zahlen über die ge­
nauen Auswirkungen auf den Beschäftigungseffekt gibt es
noch wenige, doch läßt sich daraus entnehmen, daß Kern­
kraftwerke ebenso wie die herkömmlichen Kohlekraftwerke
eine geringere Arbeitsintensität aufweisen als zwn Beispiel
die Verwendung von Solaranlagen. «Der relative Arbeits­
platzeffekt von AHernativtechnologien insgesamt hängt da­
von ab, welches Gewicht die einzeLnen Technologien bei
der Deckung des Gesamtbedarfs erhalten. Nimmt man einmal
an, daß solare Wänne 70 Prozent, Biomassekonversion 20
Prozent und Wind- und Solarzellen je 5 Prozent des Energie­
bedarfs decken, so ergibt sich eine im gewichteten Mittel
mindestens zweimal so hohe Arbeitsintensität wie für nuklear­
fossile Technologie.»

Die dadurch entstehenden höheren Lohnkosten werden
durch den hohen Kapitalbedarf bei Kraftwerken und durch
die Kosten des elektrischen Verteilungssystems aufgewogen.
Arbeitsplätze im Bereich der alternativen Energien können
im VergLeich zur Beschäftigung in Kernkraftwerken, wo mit
langfristigen Genehrnigungsverfahren gerechnet werden muß,
relativ schnell zur Verfügung stehen. Hinzu kommt, daß bei
der Verwendung von dezentralisierten EnergiequeUen die Be­
schäftigten entsprechend dezentral eingesptzt werden könn­
ten. Der Nebeneffekt wäre, daß die jetzt häufig geforderte
Mobilität der Arbeitnehmer reduziert werden könnte und
Beschäftigungsmöglichkeiten auch in Gebieten mit hoher
struktureller Arbeitslosigkeit geschaffen würden.

Ein doppelter Erfolg für eine alternative Energiepolitik,
die unsere Wachstwnsideologie fragwürdig macht und ein
Wirtschaftskonzept erfordert, das sich an den Bedürfnissen
der Menschen orientiert und nicht an Profiten.

Ivan Steiger



Kunst im Rechtsstaat - Kriminell?

"Denk ich an Deutschland in der Nacht/dann bin ich um den Schlaf
gebracht" reimte schon 1843 Heinrich Heine und zielte auf die re­
aktionären Zustände in Staat und Justiz. Tatsächlich haben wir in
der Rechtsentwicklung der BRD schon wiederholt Tendenzen aus­
findig gemacht, die in eine bedenkliche Richtung hinauslaufen, spe­
ziell im Zusammenhang mit politischer Justiz und Gesinnungs­
schnüffelei ("Berufsverbote"). Der liberal-humanistische Grundzug
speziell der Strafrechtsreform in Österreich erscheint demgegenüber
als Kontrast. Freilich, die Rechtsreform verwirklicht sich gerade auf
diesem Gebiet über die Richter, über die man als Träger gesellschaft­
licher Reformen höchst geteilter Meinung sein kann. Zwei Urteile
in letzter Zeit haben die Bedenken eher gewaltig verstärkt - Urteile,
die erstmals in der Geschichte der Zweiten Republik Künstler un­
mittelbar im Zusammenhang mit ihrem Kunstwerk kriminalisiert
haben. Die Konsequenz dieser Urteile faßte Rechtsanwalt Dr. Klaus­
Peter Schrammel in einem Brief an seinen deutschen Kollegen Klaus
Staeck, der in Österreich als politisch engagierter Künstler durch
eine Ausstellung seiner Collagen bekannt geworden ist, folgender­
maßen zusammen: "Auf Grund dieses Urteils komme ich nicht um­
hin, Sie, sehr geehrter Herr Kollege, aufs äußerste davor zu warnen,
Ihre Bilder in Österreich ohne Erlaubnis des Gerichtes oder der
Staatsanwaltschaft zu präsentieren."Ja, die Folgen der beiden
Urteile betreffen das Staatsgrundgesetz von 1867 in seiner
Substanz, wie "offensiv links" in seiner Strafanzeige gegen die Wo­
chenpresse nachzuweisen versucht hat (siehe weiter unten).

Kunst und Rechtstaat

Zwei Künstler sind verurteilt worden,
nach dem Strafgesetzbuch, dem refor­
mierten. In einem Fall, in dem des Fal­
les Johann Linthaler, der für eine künst­
lerisch-kritische Darstellung der
Schleyer-Ermordung mittlerweise
rechtskräftig zu zwei Monaten Haft
verurteilt wurde, bedingt zwar auf 3
Jahre, kann man noch den unmittel­
baren politischen Zusanunenhang
geltend machen: Daß die bürgerliche
Justiz stets dazu tendierte, explizite
politische Gesellschaftskritik abzuurtei­
len, im Zweifelsfalle gegen den Ange­
klagten, haben wir in dieser Kolumne
schon öfters aufzuzeigen gesucht.

Gerade im zweiten Fall, im Fall des
Edwin Lipburger, wird die Tendenz
des totalen Rechtsstaates spürbar und
beklenunend. In einem der zahlrei­
chen Urteile gegen Lipburger, einem
vergleichsweise harmlosen, wo lediglich
wegen Unterlassung eines Impressums
verhandelt wurde, fUhrt das Gericht
in seiner 17-seitigen (!) Urteilsbe­
gründung zu S 4.200,- Geldstrafe aus:
"Es erscheint aber auch argumentations­
mäßig nicht möglich, diesem Treiben
des Beschuldigten tatenlos zuzusehen,
um dadurch ähnlich veranlagte und von
gleichartigen Ideen getriebenen Men­
schen zur Negierung der Gesellschaft,

der Rechtsordnung und zur unzumut­
baren Belastung der Toleranzgrenze
der Mitmenschen zu bringen. "

Verhandelt wurde, wohlgemerkt, um
einen formaljuridischen Lapsus - den
des Impressums -, wobei höchst um­
stritten war, ob im gegenständlichen
Falle einer Presseaussendung ein solches
überhaupt erforderlich war.

Verurteilt wurde wohl eher der Rat,
den Lipburger dem Gericht in einem
anderen Plädoyer gemacht hatte: "Ich
möchte den Gerichtspersonen für die
Zukunft empfehlen, schlafen, schlafen
und träumen, denn nur der Traum ist
es, der des Menschen Auge für neue
Möglichkeiten in seinem wachen Leben
öffnet."

Der Fall Lipburger:
Phantasie ist strafbar

Der Stein des Anstosses ist eine Kugel,
die auf einem Mugel befestigt ist. "Ku­
gelmugel, ein Utopia auf Privatgrund,"
beschreibt Lipburger jenen Kugelbau ,
den er bei seiner Errichtung als "Ge­
samtkunstwerk" definiert hatte: "Ku­
gelmugel ist nichts als eine von Kunst­
Objekten bestimmte Raum-Kulisse
einer utopischen 'Ortschaft' ohne Ein­
wohner und nicht die Wirklichkeit einer

verbauten und bewohnten Siedlung (. .. )
Das Gericht bedient sich absichtlich
der falschen Rechtschreibung, indem
es die Strafsache wie folgt ins Papier
klopft: Der Beschuldigte Edwin Lip­
burger hat 2 (zwei) Ortstafeln mit der
Aufschrift Kugelmugel bzw. Ortsende
von Kugelmugel aufgestellt. Nur die
falsche Interpunktion ermöglicht dem
Gericht die Strafverfolgung. "

Freilich, es hilft nichts: Lipburger wird
wegen des Verstosses nach § 314 zu 10
Wochen unbedingter Haft verurteilt
(Amtsanmaßung) und sitzt diese auch
voll ab.

1972 hatte Lipburger, heute 51-jährig.
seinen lange gehegten Plan realisiert:
Auf dem 2.000 m2 großen Grundstück.
Parzelle Nr. 1194, das Lipburger ge­
pachtet hatte, errichtete er einen Kugel­
bau in KatzeIsdorf bei Wr. Neustadt.
Vor der Errichtung seines Kugelbaus
sicherte er sich noch beim Bürgermeister
von KatzeIsdorf, Felix Böhm, ab, den
er um Baubewilligung für eine "begeh­
bare Plastik" ersuchte, die dieser ihm
vor Zeugen mündlich erteilte. Seine
Baupläne ließ er auch auf Statik (Stand­
festigkeit) überprüfen, dann setzte er
seinen Holzbau ins Werk.

Kurze Zeit später begannen Konflikte:
Dem Bürgermeister kamen Bedenken,
er erinnerte sich seiner Verantwortung":
Lipburgers antiautoritäres Verhalten
schien suspekt, ungewohnt, sein Um­
gang mit den Behörden hatte wenig
gemein mit dem, was man gemeiniglich
den Amtsweg nennt. Die Katzelsdorfer
Idylle schien gefährdet, die Plastik er­
schien dem Bürgermeister schlechthin
als Haus, und ein solches hat nun ein­
mal nicht rund zu sein, schon gar nicht
in KatzeIsdorf: Entgegen seiner mün­
lichen Zusage erteilte er schriftlich
AbbruchbefeW.

Lipburger, phantasievoller Künstler,
fand einen Ausweg, der wiederum
nicht der Amtsweg war: Er machte
sich selbständig. 1975 gründetet er
das 10. Bundesland, Kugelmugel
eben, das er - am Briefkopf - als
Gemeinde, bei der Proklamierung als
Bundesland, auf der - eigens ange­
fertigten - Postkarte als "kleinste
Republik der Welt" bezeichnet und
mit der Hauptstraße "Felix-Böhm­
Straße" versieht - nach dem Bürger­
meister von KatzeIsdorf benannt. Die
Staatsbürokratie kann mit Lipburger
ebensowenig anfangen wie Lipburger
mit dieser, die ihm stets "eine Ma­
schine (war), die unaufhörlich Leben
entwerte." Sein Kampf gegen ent­
fremdete, anonyme lebensverhältnisse ,
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Der Fall linthaler: "Verschleyerung" der Kunst

im Gehalt so unähnlich der antiautori­
tären Studentenbewegung der Sechziger
Jahre nicht, auch nicht in den Kampf­
formen , wird von der Behörde mit
kontinuierlicher Kriminalisierung ge­
ahndet.

Sichtbarstes Zeichen war der Ortstafel­
Konflikt , in Österreich schon einmal
in anderen Zusammenhängen unrühm­
liches Beispiel behördlicher Regelung
politischer Konflikte: Zum sichtbaren
Zeichen seiner Unabhängigkeit verfer­
tigte Lipburger "Ortstafeln" mit der
Aufschrift "Kugelmugel," als "poetische
Symbolisierung," Symbol jedenfalls für
die elementare Freiheit künstlerischen
Ausdrucks.

Österreichische Behörden können mit
Symbolen und - speziell - Phantasie
vergleichsweise wenig anfangen: Die
Ortstafeln werden zu wiederholten Ma­
len beschlagnahmt, und zwar nicht nur,
wenn sie sichtbar am Grundstückrand
aufgestellt waren, sondern auch im
Kugelbau selbst.

Die behördlichen Maßnahmen waren
insgesamt rechtlich eher problematisch:
Die "Ortstafeln" Lipburgers wiesen
farbliche Abweichungen vor, hatten
Handgriffe zum Transport, der blaue
Streifen war schmäler als in der Straßen­
verkehrsordnung vorgesehen, zudem
war ihre Aufstellung anders als im Ge­
setz vorgesehen, beide nämlich am rech­
ten Straßenrand der Landesstraße Nr.
4091, entfernt zudem vom Straßenrand,
eben auf Lipburgers Grundstück. Bei
einigermaßen guten Willen hätte die Be­
hörde recht unproblematisch auf jegli­
che Reglementierung verzichten kön­
nen.

Allein: die Verhältnisse, sie sind nicht
so. Und so wird Lipburger der Reihe
nach zu höheren Geldstrafen, schließ­
lich zu einer zehnwöchigen Haftstrafe
verurteilt, alles in Verfahren, die ur­
sächlich mit Kugelmugel zu tun haben;
vordergründig mit den Ortstafeln , in
Wirklichkeit aber mit der Intention
Lipburgers, selbstverwaltet zu leben,
unentfremdet zu arbeiten - alles Ziel­
setzungen, die eben mit dem herr­
schenden System unvereinbar sind;
oder, wie es in einer Urteilsbegründung
des Bezirksgerichtes Wr. Neustadt heißt:
Lipburger verfolgte Absichten mit vom
Gericht "nicht nachvollziehbaren Ge­
danken- und Vorstellungsinhalten. " Und
das scheint neuerdings in Österreich
strafbar zu sein.

Was wirklich strafbar daran ist, führt
eine andere Urteilsbegründung des
gleichen Gerichtes wie folgt aus: "Das
jeglichen behördlichen Anordnungen
wiederholt und bewußt entgegenge­
setzte Verhalten, das vom Beschuldigten
in einer Form gesetzt wird, um den
ganzen Staatsapparat der Lächerlichkeit
preiszugeben und die Behördentätigkeit
als Unsinn darzustellen. "
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Das freilich hat nun Lipburger nicht
allein getan: Das haben in der Haupt­
sache die Behörden selbst besorgt,
erfolgreich.

Man muß die Urteilsbegründung zu den
insgesamt 5 Verurteilungen gegen Lip­
burger in diesem Zusammenhang ge­
lesen haben, insbesondere auch die
Auseinandersetzungen des Bezirksge­
richtes mit der Frage der Freiheit der
Kunst ("Kunst wissenschaftlich gese­
hen ..." u. dgl. m.), man muß die ver­
schiedenen Anzeigen lesen, die mut­
williges behördliches Vorgehen weit
über die Grenzen der Lächerlichkeit

Sogar die amtliche "Wiener Zeitung"
empörte sich leise: "Die 'Kleine Zei­
tung' druckte die Grafik ab und ent­
fachte eine Pressekampagne, die sich
(. . .) gegen die Kärntner Hochschule
richtete. (...) Nach Prozeß vertraten
Beobachter die Meinung, daß es wahr­
scheinlich der erste Fall in Österreich
sei, daß ein Künstler nach dem § 282
verurteilt wurde." (4. Juli 1979). Und
die Kärntner Tageszeitung, deutlicher:
"Mit dem Urteil wurde ein Schlag ge­
gen die freie Kunst geführt" (4. Juli
1979).
Linthaler wurde zu zwei Monaten Haft
verurteilt, wegen "Gutheißung mit
Strafe bedrohter Handlung" (§ 282
StGB). Er hatte an der Universität fUr
Bildungswissenschaften in einer Aus­
stellung, die vom Kulturreferat der
Österreichischen Hochschülerschaft
organisiert war, eine Graftk ausgestellt.
Diese Grafik wurde am 17. März 1978
entwendet und ist seither unauffIndbar.

hinaus zeigen ("Bemerkt wird, daß die
Benützung eines Lautsprechers in der
dortigen ruhigen Landschaft u. U von
der do. Bevölkerung störend empfunden
wird. Diesbezügliche Beschwerden sind
ho. noch nicht eingelangt.." steht z.B.
in einer Strafanzeige des Gendarmerie­
Postenkommandos Wr. Neustadt).

Es geht allerdings um mehr als Lächer­
lichkeit: Die Tendenz zur Zensur. In
Österreich mögen durchaus Richer vor­
rätig sein, die die Freiheitsrechte der
Verfassung nicht zu interpretieren ver­
mögen.

Aus ungeklärten Gründen erschien am
19. März 1978 eine Reproduktion dieser
Graftk in der Grazer "Kleinen Zeitung"
ohne Wissen und Einverständnis des
Künstlers. Nebst einem diffamierenden
Artikel des offensichtlich weder künst­
lerisch noch über politische Zusammen­
hänge orientierten Chefredakteurs der
"Kleinen Zeitung", Heinz Stritzl, nach
dessen Erscheinen die Staatsanwalt­
schaft Klagenfurt Anklage erhebt.

In der "Kleinen Zeitung" wird ein Gast­
kommentar von einem nachgeschossen,
der sich schon im Zusammenhang des
"Tausendjährigen Reichs" mit "ent­
arteter Kunst" beschäftigt hatte: FPÖ­
Scrinzi weiß schon, was er meint, wenn
er von "pietätloser Verhöhnung"
schreibt.

Statt also den Verbleib der Graftk Lin­
thalers zu recherchieren, deren Ent­
wender möglicherweise im Zusammen­
hang mit der "Kleinen Zeitung" stehen



könnte (wie sonst hätte die "Kleine
Zeitung" zwei Tage nach Ausstellungs­
ende eine Reproduktion der Linthaler­
GrafIk drucken können?), und ein ent­
sprechendes Strafverfahren gegen unbe­
kannte, auszuforschende Täter einzu­
leiten, wird Linthaler belangt.
In der Verhandlung vor dem Landesge­
richt Klagenfurt weist Linthaler noch­
mals auf die korrekte, authentische
Interpretation seiner GrafIk hin: Er ha­
be mit dieser seiner Grafik, speziell
durch die Stilelemente des Kitsches
und der AltertÜIlllichkeit, der satiri­
schen Darstellung also, Kritik an der
Mentalität des Terrorismus anbringen
wollen. Die künstlerische Auseinander­
setzung mit zeitgeschichtlichen Ereig­
nissen sei legitim. Sein Hinweis: "Ich
wollte mit dem Werk keinesfalls die
Tat der Mörder Schleyers gutheißen
oder gar zur Nachahmung empfehlen,
sondern vielmehr lag mein Motiv darin,
das Gegenteilige zum Ausdruck zu
bringen," wird jedem Betrachter der
GrafIk ohnedies klar.

Es ist wohl einmalig, daß Künstler die
Interpretation ihres Werkes in einem
Gerichtssaal vorbringen müssen und das
Gericht es wagt, die Interpretation als
Schutzbehauptung des Angeklagten
abzutun. Und "wegen geklärter Rechts­
lage" sachverständige Zeugen wie den
Direktor des Museums des 20. Jahrhun­
derts in Wien, Dr. Dieter Schrage, den
Professor der Akademie der Bildenden
Künste, Dr. Peter Gorsen und den inter­
national renommierten Künstler Alfred
Hrdlicka abzulehnen. Die Befangenheit
des Klagenfurter Bezirksrichters OLGR
Dr. Kadiunig ist offensichtlich. Entlar­
vend das Druckfehlerteufelchen in der
"Kleinen Zeitung" (oder hat der Re­
dakteur Schwierigkeiten mit Fremd­
worten), wenn sie von dem "sehr
loyalen Richter" schreibt. Loyal
wohl mit dem Medienterrorismus
der "Kleinen Zeitung."

Der Skandal liegt nämlich nicht nur
in der Tatsache an sich, daß nämlich
die Freiheit der Kunst der Zensur
weicht. Er liegt auch im Detail, in der
Akrobatik, mit der die Urteilsbegriin­
dung arbeiten muß, um überhaupt
das Tatbild nach § 282 (2) StGB zu
konstruieren: Zum Tatbild gehört auch
die "Empörung des allgemeinen Rechts­
empfindes." Die Strafanzeige, die gegen
Linthaler eingebracht wurde, wo von
den "zahlreichen Presseberichten" die
Rede ist, die diese Empörung beweisen
sollten. Nun ist der erste solche Presse­
artikel erst zwei Tage nach der Ent­
wendung der Linthaler-GrafIk erschie­
nen. Es ist jener sattsam bekannte,
schon eingangs erwähnte Artikel des
"Kleinen Zeitungs"-Redakteurs Stritzl,
in dem sich dieser Schreiber darüber
empört, daß sich außer ihm niemand
empört habe. Die Empörung kam also
nicht durch die Ausstellung zustande,
sondern durch einen Artikel, der un-

sauber recherchiert, völlig unsachkun­
dig und nahezu ohne Informationsge­
halt von einem drittklassiten Provinz­
schreiber ins Werk gesetzt wurde.

Der "sehr loyale" Richter behilft sich ­
in seiner Urteilsbegründung einfach da­
durch, daß er von der Ausstellung "in
der Zeit vom 12.3. bis 20.3 .1979"
spricht, mithin der Artikel und die
angebliche Empörung ursächlich mit der
Ausstellung des Bildes verknüpft wurde.
Tatsächlich, man erinnert sich, war die
Sachlage genau nicht so: Die GrafIk
wurde am 17.3. entwendet, der Artikel
nebst unbefugter Reproduktion erschien
am 19.3.1978. Ohne weitere Begrün­
dung stellt das Gericht denn auch fest:
''Nach Ansicht des Gerichts ist das
Werk geeignet, das allgemeine Rechts­
empfinden zu empören. "

Selbstverständlich, daß Linthaler über
seinen Rechtsanwalt Dr. Klaus-Peter
Schrammel Berufung wegen Nichtigkeit,
Schuld und Strafe erhebt. In der sehr
sorgfältig ausgeführten Berufung kommt
Dr. Schrammel zu dem Schluß: "Er­
staunlich ist jedoch, daß nicht nur der
Auslöser der Pressekampagne, der offen
zugibt, keine Ahnung zu haben, diese
oberflächliche Betrachtung pflegt,
sondern auch das Erstgericht. Die Be­
trachter der Kunstausstellung - und
nur hiefür war die Druckgrafik be­
stimmt - erkannten offensichtlich,
daß mein Werk nicht geeignet war, das
Rechtsempfinden zu empören, sondern
eine Warnung vor politischen Extremis­
mus darstellen sollte. "

Nochmals werden die Zeugen, Kunst­
sachverständige von internationalem
Renome, beantragt.

Das Oberlandesgericht Graz als Beru­
fungsgericht hat durch die Richter
Dr. August Kohl (Vorsitzender),
Dr. Erich Feil und Dr. Alfred Haslmayr
das Urteil bestätigt.

Um die rechtlich entscheidenden Mo­
mente - und darum sollte man sich
auch die Namen der Richter merken ­
drückt sich dieses Urteil einfach durch
Verzerrung der Tatsachen: Die Ableh­
nung der Zeugen der Verteidigung wird
gebilligt. Der Umstand, daß das Bild am
17. März entwendet worden ist, wird auf
eigentÜIllliche Weise hinwegbeurteilt:
Da der Artikel der "Kleinen Zeitung"
erst am 19.3. erschienen ist, sei "das
Berufungsvorbringen unrichtig, dieses
Werk wäre bereits am 17.3.1978 ent­
wendet worden." Reimt schon der
gute Wilhelm Busch, daß nicht sein
kann, was nicht sein darf ...

Ein anderes Moment, das wiederum
beiden Fällen und überhaupt den
Fällen von zensurierter vormals
~reier. Meinungsäußerung 'gemeinsam
1st: die Frage der subjektiven Schuld.

Und hier zeigt sich, woran die Gesin­
nungsjustiz überhaupt krankt.

Schuld und Schuldeinsicht

Es ist nun - seit altersher ein
elementares Kriterium für die
Strafwürdigkeit eines Vergehens,
daß es dem Täter möglich sein muß,
den Schuldgehalt seiner Tat zum Tat­
zeitpunkt einzusehen. Seit der Straf­
rechtsreform regelt obendrein der
§ 42 StGB die Schuldfrage recht ein­
fach handhabbar. Nach § 42 StGB ist
eine Tat unter anderem dann nicht
strafbar, wenn die Schuld des Täters
gering oder eine Bestrafung nicht ge­
boten ist, um den Täter von strafba­
ren Handlungen abzuhalten.

Nun ist die Schuldhaftigkeit eines
Künstlers, sich mit seiner Umwelt aus­
einanderzusetzen , ohne Zweifel gering­
fligig. Die subjektive Tatseite , daß näm­
lich der Künstler bewußt eine Straftat
setzen wollte, kann nun tatsächlich nur
von extrem repressiven Behörden ange­
nommen werden. Charakteristisch die
Äußerung eines Wr. Neustädter Rich­
ters: "Die Bevölkerung beginnt sich zu
fragen, was sich der Einzelne gegenüber
dem Staat herausnehmen darf."

Genau das ist aber eine der wesentlich­
sten Verheißungen des bürgerlichen
Rechtsstaates, die er freilich kaum ein­
zulösen vermag: Die Frage ist umge­
kehrt zu stellen. Die Fiktion des bür­
gerlichen Rechtsstaates geht eben
davon aus, daß der Einzelne vor staat­
lichen Übergriffen zu schützen ist,
seine Persönlichkeitsrechte hätten
Priorität. Die Realität des Rechts­
staates ist jedoch die umgekehrte:
Die wachsende Verrechtlichung um­
faßt immer weitere Lebensbereiche,
die Verstaatlichung gesellschaftlichen
und individuellen Bereichs machen die
Persönlichkeitsrechte zur - historisch
variablen - Fiktion.

Hier sollte nicht übersehen werden:
Faschismus ist nur die extremste
Spielart des totalen, totalitären
Staates. Im Keim angelegt in der
Widersprüchlichkeit des "Rechtsstaates:'
Nicht grundlos spricht Bloch davon,
die Persönlichkeitsrechte seien wohl
Errungenschaften des Naturrechts
und der bürgerlichen Revolution, zu­
stellbar wären sie aber erst im Sozialis­
mus.

Die zwei Urteile haben uns dies wieder
erschreckend vor Augen geführt. Sie
gehen weit über die Freiheit des künst­
lerischen Ausdrucks hinaus. "offensiv
links" hat dies mit der Strafanzeige
gegen die Wochenpresse zu zeigen ge­
sucht: In der Konsequenz dieser Ur­
teile wird freie Meinungsäußerung zum
offenen Widerspruch zu den zwei wider­
sprüchlichen Prinzipien, des Rechts (als
elementarer Persönlichkeitsrechte der
Menschenrechte eben) und dessen
Verstaatlichung.

Ronny Pohoryles
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Wersind
dieBurggarten-Leule?

Für offensiv links führte Christoph Reinprecht mit Betroffenen die­
ses Gespräch.

Maria: Egal, wir sind eine Gruppe, die
sich durch gemeinsame Betroffenheit
und Ideen zusammenhält. Es gibt, je
mehr wir zusammen sind, immer weni­
ger Untergruppen, und immer mehr
Nähe.

Mick: Aktionen, wo wie wir sie ma­
chen, sind immer linksradikal ... Ab­
seits aller austauschbaren Namen de­
finieren wir uns durch die Aktionen,
das sind unsere Ausdrucksmittel.

OL: Ihr sagt: wir wollen bewußt sein
und uns artikulieren, versteht ihr kon­
kret was darunter?

Mick: Ja, wir fordern ein selbstver­
waltetes Kommunikationszentrum.

OL: Wie schaut das aus, wie könnt
ihr euch den Betrieb in so einem
Zentrum vorstellen?

Micki: Wir wollen ansetzen an den
Erfahrungen des Amerlinghauses und
der Arena-Bewegung ...

Walter: und der Phorushalle, da haben
wir erlebt, was passiert, wenn wir auf
einmal auf uns gestellt sind.

Micki: Wir wollen einsteigen in einen
Entwicklungsprozeß, der in Richtung

Mick: Wir solidarisieren uns voll mit all
jenen, die gegängelt werden. Aber jetzt
weisen wir auf unsere Situation hin. Wir
wollen nichts erklären müssen, sondern
versuchen, solange politisch brisant zu
sein, bis unsre Forderungen gehört wer­
den. Wir besetzen zum Beispiel die
Phorushalle, um aufmerksam zu ma­
chen, daß nix los ist in der Stadt. Die
Forderung nach einem selbstverwalte­
ten Kommunikationszentrum z.B.
kommt aus der Aktion. Nicht vorher.
Das ist bei uns sehr wichtig.

Maria: Die Repression trifft uns alle.
Wir wollen nicht die 68er Generation
weiterführen. Wollen was Neues, wollen
zeigen, daß es uns allen nicht gut geht,
daß sich was rühren muß.

Mick: Genau, wir haben dabei die
68er Generation wiederentdeckt und
deren Niedergang und haben vor allem
erkannt, daß wir nicht allein sind ...
da hat sich 15 - 20 Jahre was zusammen­
gebraut, das jetzt losbricht. Wir brau­
chen die Möglichkeit zu agieren.

OL: Ihr sagt 68er Generation. Könnt
ihr euch politisch definieren, seid ihr
eine einheitliche Gruppe von Leuten?

Walter: Die meisten wissen zwar nicht,
was links ist, aber alle sind gegen kon­
servative, reaktionäre Gruppen.

oL: Ihr erlebt dort also kollektive Pro­
zesse, man erlebt also nicht was alleine,
sondern in der Gruppe, fühlt sich sehr
schnell daheim.

Walter: Mir ist es zum Beispiel unglaub­
lich leicht gefallen, mich zu integrieren,
keiner hat mich ignoriert.

Maria: Im Frühjahr, wie's die ersten
Schwierigkeiten gegeben hat, da haben
wir uns begonnen, zu solidarisieren und
haben auch gleich die Besetzung ge­
plant. Das war schön, so viele Leute,
ein tolles Geflihl, reingehn in den Burg­
garten und du warst daheim.

Maria: Schüler, Lehrlinge, Studenten,
wir sind eine gemischte Gruppe. Es
sympatisieren auch Alte, die haben
zwar ihre ideologischen Hämmer,
sind aber freundlich.

Micki: Die Bürgerkinder sind die, die
zufrieden sind, angepaßt sind, den
Lebensstil ihrer Eltern kopieren, das
heißt kein Bewußtsein haben: Wir sind
keine Bürgerkinder , wir wehren uns
dagegen, versuchen uns zu artikulieren,
Bewußtsein zu entwickeln. Da gibts
genug, die nicht kämpfen können. Wir
wollen und lernen zu kämpfen.

OL: Dennoch kommt - wie unlängst
beim Wiener-Szene-Live-Fest - die Kri­
tik, daß es eine starke Gruppe Jugend­
licher gibt, die Arbeitetjugend, die tag­
täglich ihre Prügel bekommen, und ihr
sie euch am Wochenende zum Freizeit­
spaß holt. Ist euch nur eure Unzufrie­
denheit und Situation wichtig oder
versucht ihr euch zu solidarisieren?

OL: Auch in der linken Öffentlichkeit
gilt ihr als Bürgerkinder . Seid ihr aus­
schließlich Schüler?

OL: Wer seid ihr eigentlich, wie habt ihr
euch gefunden, was macht ihr so?

Maria: Wir harn uns im Burggarten ken­
nengelernt. Das heißt, wir sind halt als
Gruppen hingegangen, wenn's schön
war, harn uns wohlgeflihlt, und wie's
Schwierigkeiten gegeben hat, ham wir
uns zusammengeschlossen.

Walter: Ja, das schöne war, daß wir über
uns selbst in den Burggarten gekommen
sind, und nicht über irgendeinen Verein
oder so, darüber bin ich auch unheim­
lich stolz, daß eben nicht Parteibücher,
Mitgliedschaften wichtig waren, sondern
unsere Interessen.

Scheiß-Woodstock - Future is now sein, dich ausspinnen. Da ist alles
möglich, das ist nicht einmal im Amer­
linghaus möglich.

OL: Was sind das für Interessen, welche
Bedürfnisse stecken hinter der Forde­
rung nach Rasenfreiheit?

Walter: Einmal, daß man uns Jugend­
liche nicht mehr als Trottel ansieht, und
dann, daß man da rauskommt aus der
scheiß-komerziellen Welle, selbst ent­
scheiden lernt, was man tut, wie man
lebt und auch mitentscheiden bei der
gesamten Stadtplanung. Wir werden ja
pausenlos übergangen, das muß anders
werden.

Maria: Ja, jeder von uns möcht ein
Leben, wo was los ist, wo sich Leute
rühren, wo sie selbst nach vorn kom­
men.

[gor: Der Burggarten steckt an, da ist
es wichtig, daß andre aufwachen, so
wie ich aufgewacht bin. Der Burggarten
ist so ein Offenes Zentrum geworden,
das ist ein echtes Bedürfnis.

Walter: Da kommt eben nicht an­
dauernd ein Kellner und fragt dich, was
du noch willst, drängt sich niemand auf.
Wenn du allein sein willst, kannst alleine
sein. Wenn'st Musik hören oder machen
willst, es gibt genug Leute die Gitarren
oder Flöte dabei haben, da kannst blöd

Die Besetzung der Phorushalle überraschte weite Teile der Linken.
Die Aktion war spontan und - zumindest auf den ersten Blick ­
ohne Anlaß. Die Besetzer nennen sich 'Burggarten-Leute': Eine
Schar junger Unzufriedener, die ihrer Unzufriedenheit Wochenende
über Wochenende Ausdruck verleihen. Die Linke war und ist
irritiert. Wer sind die Leute, die den Konflikt mit der Polizei su­
chen, so schien es jedenfalls eine Zeit lang. Was soll die Forderung
nach Rasenfreiheit, was sind die Wünsche und Ansprüche die da­
hinter stecken?
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Selbstverwaltung geht, das Zentrum soll
immer offen sein, die Einrichtung, die
Gestaltung muß selbst von uns gesche­
hen, wir wollen autonom und unabhän­
gig sein ...

OL: Und Geld, fordert ihr das von der
Gemeinde?

Walter: Natürlich, auf die Verpflichtung
der Gemeinde, Bedürfnisse der Jugend­
lichen ernst zu nehmen, müssen wir po­
chen. Wobei wir aber aufpassen müssen,
nicht abhängig zu werden.

Maria: Die Suche nach Kommunikation
ist bedeutsam flir das Haus. Wir fordern
Geld, aber lassen uns nicht verkaufen.

OL: Bis jetzt seid ihr von der Gemeinde
nicht gerade freundlich behandelt wor­
den. Habt ihr überhaupt vor zu verhan­
deIn, das Amerlinghaus zum Beispiel ist
nur durch Verhandlungen das geworden,
was es ist - und natürlich durch die Be­
setzung. Dennoch: Wollt ihr verhan­
deln?

Mick: Nein, man hat uns bis jetzt immer
sitzengelassen, wir haben kein Vertrauen
mehr in diese Leute. Entweder reden sie
mit uns allen, oder mit niemanden.

OL: Ihr äußert in allen Aktionen Unzu­
friedenheit. Die Linken haben immer
versucht, sich inhaltlich abzusichern,
versucht Unzufriedenheit umzusetzen in
Wünsche und Forderungen, konkrete
Ziele! Bis jetzt hört man nichts von
euch, was sind eure Inhalte?

Mick: Das ist wurscht, lauft aber natür­
lich sehr unterschiedlich ab. Man denkt
bei Aktionen nicht nach, die Aktion ist
der Ausdruck einer Unzufriedenheit, das
genügt. Wenn ein System schlecht ist,
muß es umgestoßen werden. Utopien,
Vorstellungen kommen dann, entwik­
keln sich erst.

OL: Geschieht die Stärkung durch die
Aktion? Kann es da nicht auch eine
Sättigung geben?

Maria: Wir werden durch Aktionen
stärker, auch wenn in der Arbeit wir
dann wenige sind. Ein Teil unserer For­
derungen ist natürlich utopisch, man
muß aber das Unmögliche fordern, um
das Möglichste zu erreichen. Das ist
auch mit der Rasenfreiheit so: Wenn wir
andere Rasen bekommen und nicht den
Burggarten, dann werden wir eben wei­
terkämpfen.

Walter: Die Scheiße mit den Utopien ist
halt die, daß in unsrer Gesellschaft Uto­
pien nicht einmal im Ansatz zu verwirk­
lichen sind.

Mick: Und die Leute haben Angst vor
uns, nicht aber weil wir Kinderverzahrer
sind, das haben sie schon gemerkt in
den Gesprächen am Info-Stand, sondern
weil wir Bewußtsein verbreiten.

OL: Wochenende für Wochenende arti­
kuliert ihr eure Wut. Wie schaut's im
Alltag aus: in der Schule, am Lehrplatz?
Geht dort die Wut in konkrete Aktionen

über, versucht ihr euch dort zu organi­
sieren?

Mick: Wir werden in der Schule, am
Lehrplatz pausenlos gegängelt, die
Phorushalle ist ein Ausdruck davon.
Wir erfahren täglich die Machtstruk­
turen dieser Gesellschaft, diese Gesell­
schaft ist unser Feind, wir müssen uns
sensibilisieren, das ist ungemein
wichtig, da merkst in der Schule, daß
du nicht allein bist!

Maris: Natürlich meinen ein paar Leut,
also gut, am Wochenende mach ma
halt Revolution. So ist das natürlich
auch nicht. Aber durch die Aktionen
kommst ins Gespräch und einige wachen
auch in der Schule auf und merken ein
bißehen mehr, was los ist.
Walter: "scheiß woodstock - future is
now", steht am Palmenhaus im Burg­
garten, genau das ist es ja. Nicht warten.
Was tun. Erfahren, was man will.
Ich habe Speditionskaufmann gelernt,
und hab Schwierigkeiten gekriegt, weil
ich mit der AKW-Plakette rumgangen
bin. Da hat dir auch die Gewerkschaft
nicht geholfen, obwohl ich Jugendver­
trauensmann war, die laßt dich eiskalt
im Stich. Ich habe genug von der Ge­
werkschaft.

Igor: Bei mir im Betrieb haben wir ein­
mal Mehrstunden gratis leisten sollen.
Alle haben gesagt - Igor sei ruhig ­
ich war aber nicht ruhig, hab geredet
hab einen Wirbel gemacht - und das hat
die anderen mitgezogen.

Mick: Es gibt da auch noch die Bestre­
bung nach einer Schülergewerkschaft,
einer radikalen Vertretung der Schüler­
interessen .

Maria: Was wichtig wär. Es heißt ja im­
mer, kannst sagen, was du willst, wennst
aber einmal den Mund aufmachst,
kriegst eine in'd goschen.

OL: Wie schätzt ihr die VP ein, den
Ideenmarkt? Ist das ernst zu nehmen,
oder nur ein Anbiederungsversuch?

Maria: Der ganze Ideenmarkt war eine
reine Vermarktung der Bürgerinitiativen.
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Das ganze hatte parteipolitische Gründe.
nicht mehr.

Mick: Die ÖVP hat eindeutig versucht,
uns zu verkaufen. Durch ihre Politik hat
sie ja auch die Besetzung provoziert
und darum geworben. Bei der Besetzung
haben sie selbst die Besetzung durchge­
sagt.

Walter: Da steht der Kraulitz auf der
Bühne und sagt, is eh ois leiwand, i
fäul selber auf die Gemeindejugend­
zentren. Wie der Kraulitz versucht hat,
uns einzukaufen, und wir uns dann
dagegen gewehrt haben, hams uns
kriminalisiert, da hat er Si.:!l dann de­
klariert.

Maria: Der Busek hat z.B. in einem
Gespräch gemeint, er selber tät gern
in der Burggartenwiese liegen, sei aber
eben eine Minderheit. Und beim AKW­
Stand habens dir nich t nur die An ti­
AKW-Plakette verkauft, sondern ein
Pro-Wien-Pickerl geschenkt.

OL: Eure Organisationsform ist also
vollkommen anders als die üblichen
der Linken. Ihr geht nicht von einer
hierarchischen Struktur aus, sondern
von einer basisverhafteten , flächen­
haften?

Mick: Wir sind natürlich keine hierar­
chische Organisation. Selbstverwaltung
ist eine politische Kampfform der
Basis, von unten, da brauchst keine
Leiter, Führer oder sonst was, auch
nicht im Zentrum, das wir wollen.

OL: Das heißt, daß es die Funktion
des Kommunikationszentrums ist, ge­
seIlschaftspolitische Aktionen zu
setzen.

Mick: Richtig: Rausgehen an die
Öffentlichkeit, mit Anliegen die über
den Freizeitbereich rausgehn, Über­
greifen, diesem Dilemma solcher
Zentren also entwischen, wo man
auch soziale Randschichten auf­
greift, was sozialpolitisches.

Maria: Und ein Ort, wo man inten­
siv mit andren lebt.
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Kulturpolitiker aller Parteien sind
mir zu links alltägliche
Ich meine damit, daß die paar linken
Alibifiguren , die sich die großen
Parteien halten, immer auf kulturelle
Spielwiesen abgeschoben werden. Aber
alle Positionen, wo Entscheidungen
fallen, sowohl über die materiellen
Lebensbedingungen der arbeitenden
Menschen als auch letztlich über Kul·
turfragen (wenn's nämlich um's Geld
geht) sind fest in "rechter" Hand.

In allen Koalitionsregierungen Öster·
reichs und auch der meisten anderen
Länder, haben die rechten, die büro
gerlichen Parteien mit Erfolg auf die
Besetzung des Finanzministeriums
und anderer wirtschaftlichen Schlüssel·
positionen beharrt. Heute stellt die
"linke" SPÖ die Regierung alleine ,
ohne daß sich an diesem Prinzip etwas
geändert hätte. Androsch, das rechteste
was die Sozialdemokratie bislang hervor·
gebracht hat, ist der Vertrauensmann
der österreichischen Privatindustrie und
des Großbürgertums - und der Partei·
vorstand von Kreisky abwärts findet es
richtig so. Wer noch Reste von prole·
tarischen oder wenigstens sozialde­
mokratischen Traditionen und Gedan­
ken in sich hat, darf sich im Überbau
z. B. in der Kultur ansiedeln. Ich bin
weit davon entfernt, Überbau und Kul·
tur niedrig zu schätzen, aber auch dort
geht eben ohne Geld nur sehr wenig.
Wenn man weiß, wie hoch die Kultur·
etate sind und vor allem wieviel davon
fix im Voraus für die Erhaltung der
konservativen bürgerlichen Kultur und
für deren Vormarsch in der Arbeiter­
schaft disponiert ist, nämlich 90 - 99%,
dann kann man sich vorstellen, wieviel
ein liberaler, fortschrittlicher Kultur­
minister oder Stadtrat ausrichten kann
gegen einen reaktionären Finanzminister
oder Stadtrat. Denn auch im Wiener
Stadtsenat gilt, wie in allen Gremien,
die von der SPÖ besetzt werden, das
oben genannte Prinzip - der Wiener
Finanzstadtrat Mayer ist ein deckungs·
gleiches Ebenbild Androschs.

Dies alles ist mir bei drei Diskussionen
an einem Novemberwochenede sehr un­
angenehm klar geworden. Bei allen drei·
en gings um Kultur, einmal im TV und
zweimal vor überwiegend linkem Publi­
kum. Wer waren die Vertreter der Par­
teien: ein konzilianter, allem Neuem
aufgeschlossener Zilk und ein mar­
xistisch gebildter, unter dem Verlust
von Arbeiterkultur leidender Heinz
Fischer für die SPÖ, ein mit vielen lin·
ken Kulturarbeitern befreundeter, polio
tisch aus der Studentenbewegung der
SechzigeIjahre stammender Johannes
Hawlik für die ÖVP und als Aufputz
ein SPD·Politiker, ein marxistischer,
mit dem Mute des Verzweifelten gegen
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die SPD-Linie ankämpfender Kulturver­
antwortlicher der Stadt Frankfurt Hof­
mann Hilmar.

Natürlich macht das linke, junge Publi­
kum diese Männer heftigst für die Poli­
tik ihrer Parteien verantwortlich, na­
türlich wirkt deren freundliche Zustim·
mung und Übereinstimmung peinlich.

Dieter Schrage hat es ausgesprochen:
"Die Fronten laufen quer durch die
Parteien. Der Feind ist nicht der hier an­
wesende Zilk, sondern der Mayer ­
mit dem müßten wir uns auseinander­
setzen ." Er, Schrage, muß es ja wissen,
er ist ja auch ein auf die kulturelle
Spielwiese Abgeschobener.

Die Mayers und die Androschs stellen
sich ja nicht her und diskutieren mit
linken oder auch nur kritischen Men­
schen, die gehen höchstens zu ÖGB­
Konferenzen, zu einem ausgwählten, an­
gepaßten, von Benyas Bürokraten präpa­
rierten Publikum. Schrage meint, daß
man diese Typen, die Mayers usw. zur
Diskussion zwingen muß. Einverstan­
den - aber er und die anderen abge­
schobenen Linken in der SPÖ sollten
sich auch mal überlegen, wer, oder bes­
ser, was (welches Prinzip), da eigentlich
anschiebt - den einen auf den Finanz­
ministersessei und den anderen in ein
Kammerl, in dem er wissenschaftliches
Material für den Ministerpapierkorb
produzieren darf und in der ständigen
Angst lebt, mit einem falschen Wort
am falschen Ort auch noch dieses
Recht (bzw. sein Einkommen) zu ver­
lieren.
P.S.: 1. Hilmar Hofmann meint, daß
im Westeuropäischen Durchschnitt
1% der Kulturausgaben radikalde­
mokratischen kulturellen Basisinitia­
tiven zugute kommen.
2. Der Österreicher/die Österreicherin
lesen im Durchschnitt 0,8% Buch pro
Jahr. Diese Zahl ist seit 1970 (SP­
Regierung) unverändert.
3. Schrage hat ausgerechnet, daß jede
verkaufte Karte für Burg und Oper aus
öffentlichen Mitteln mit S 700,- sub­
ventioniert wird.

In eigener Sache

Sowohl aL-Redaktion als auch
mancher Leser erwarten sich von
mir Näheres zur Phorushallenbe·
setzung und vielleicht auch zur Ra-

senfreiheit. Ich muß euch ent­
täuschen, ihr seid Op fer der bürger­
lichen Presse geworden. Ich bin weder
Drahtzieher noch Rädelsführer, sondern
nur Sympathisant. Dies ist vielleicht
schon strafbar (falls sich doch ein
Staatsanwalt ffidet, der der ÖVP
loyaler gegenübersteht als seinem ei­
genen Hirn, wird es ja die Verhandlung
zeigen), aber es bringt keine Exklusiv-
informationen. Also ich weiß nicht
mehr als die anderen rund 1000 Perso­
nen, die an diesem Wochenende am
Phorusplatz mehr oder weniger lang
verweilten.

Vielleicht noch eins zum Rasen im
Burggarten. Stadtrat Zilk hat im Club 2
wieder die Geschichte vom Wiener
Klima erzählt, bei dem eben im Gegen­
satz zum Rest der Welt der Rasen
kaputt wird, wenn man darauf sitzt oder
liegt. Lange hab ich's ja nicht geglaubt,
aber weil's so viele Fachleute sagen und
auch Stadträte, habe ich mich überzeu­
gen lassen.

Nur meinte ich, daß man ruhig jedes
Jahr einen neuen Rasen legen könnte,
das würde für den Burggarten weniger
kosten als einmal die Fenster der Oper
zu putzen (ich hab mich da sehr genau
sowohl bei Rasenfachleuten, als auch
bei Fensterputzern informiert). Zilk
war empört, da er mich mißverstanden
hat. Er glaubte, daß ich Rasen STATT
Fensterputzen wollte. Nein, nein, davon
kann keine Rede sein. Natürlich ist bei­
des notwendig. Das Geld müßte man
halt woanders einsparen. Bei den Dienst·
autos der Stadträte zum Beispiel. Nein,
ich möchte sie nicht abschaffen, die
Autos, zumindest nicht kurzfristig.
Aber vielleicht könnte man zum ORF
und dann um 1 Uhr nachts nach
Hause mit dem Taxi fahren; ist ja eh
die gleiche Marke. Der Chauffeur
müßte dann nicht drei Überstunden
lang todmüde herumsitzen und be·
zahlt werden. So kleine Sparideen
machen sich bezahlt - ist ja bekannt,
daß man das Kleine ehren soll, wenn
man das Große wert sein will!

Recht, Ordnung und
Sauberkeit

Dieses Prinzip wird in der SPÖ groß ge­
schrieben. Im Zinsbuch, das jeder Mieter
einer Wiener Gemeindewohnung gratis



geschichten

Herbert Brunner

zu bekommen, dem Herrn Minister
glauben.

Aber vielleicht ist ein kleiner Tip er­
laubt. Herr Minister: da muß Illan sich
eben anstrengen oder einen Sekretär
damit betrauen oder noch besser einen
Sekretär mit dem Biertrinken betrauen
und sich selbst fit halten für die
schwierige Rechnungsbeschaffungs­
aktion oder noch viel besser jemanden
anderen die Verwaltung der Finanzen
Österreichs überlassen und sich selbst
voll auf die komplizierte Tätigkeit
eines Opernballbesuchers konzentrie­
ren.

Und bitte, nie mehr die Worte Recht,
Ordnung und Sauberkeit in den Mund

Opernbällen nehmen, Herr Androsch!
dem Trubel
Rechnungen

Nachdem ich selten zu
gehe, muß ich das mit
und der Schwierigkeit,

Angeklagter vor Gericht, nur weil er
ein paar Zehntausender aus unserer
Kasse nimmt ohne eine Rechnung da­
für hineinzulegen. Er war Kläger. Er
klagte einen Journalisten, der ihn we­
gen dieser Praxis einen "Spesenritter"
nannte.

erhält, steht es sogar schwarz auf weiß:
"Sauberkeit, Ruhe und Ordnung sind
für jeden anständigen Menschen eine
Selbstverständlichkeit." Das Recht
wurde da ausgelassen, wahrscheinlich ist
es für Gemeindemieter nicht so wich­
tig - sollen froh sein, daß sie eine Woh­
nung haben und Ruhe geben, aber sonst
spricht die Partei des Vizekanzlers und
Finanzminister Androsch schon viel
vom Recht. Wie komm ich denn jetzt
auf den Androsch? Ah ja! Der hat am
letzten Opernball 60.000,- Schilling
Spesen gemacht. Natürlich nicht ftir
sich allein - er hat ja nur Bier getrun­
ken, und der Opernball fand ja noch
vor der letzten Bierpreiserhöhung statt,
das alleine kanns also nicht ausgemacht
haben. Er hat natürlich die Pflicht, recht
viele Leute einzuladen. Schließlich kann
sich nicht jeder Opernballbesucher die
Preise dort leisten. Andererseits dürfte
dies in diesem Fall nicht zutreffen, denn
Androsch sagte, daß er den tieferen Sinn
des Opernballs darin sieht: "Prominente
zu versammeln und Verbindungen
herzustellen." Er hat dann auch noch
was gesagt von Kreisen der Hochfmanz,
die sehr wichtig sind. Die könnten sich
zwar ihren Verzehr selbst bezahlen, aber
was kenn ich mich in den Kreisen aus.

Übrigens fällt mir ein, daß ich früher
einmal auch meinen Chef auf ein 1/4
Wein eingeladen habe, obwohl der
vielmehr Geld als ich hatte. Es war
eine Art Eigenwerbung. Vielleicht ist
das ein passender Vergleich. Na sei's
drum, jedenfalls hat der Androsch
60.000.- Schilling ausgegeben, nicht
von seinem Geld, sondern von unse­
rem, aber das darf er. Sowas heißt
SPESEN und ist irgendwo geregelt,
sogar schriftlich und dort steht, daß
man dafür aber Belege, Rechnungen
abgeben muß, und zwar in gleicher
Höhe, und daß auch daß Datum stim­
men muß, und Finna, Kunde, und
Unterschrift und und. Das weiß so­
wieso jeder Mensch, der schon irgend­
wann einmal eine Kasse verwaltet
hat, einen Klassenfond in der Volks­
schule, bei einem Briefmarkenverein
oder die Portokassa in einem Büro.
Nur der Androsch weiß das alles nicht
bzw. er weiß es schon, aber er schafft
es eben nicht, denn: "Es ist halt
schwer, sich im Trubel des Opernballs
vom Ober einen Beleg ausstellen zu
lassen." Wie er vor Gericht erklärte.
Nein, nicht erschrecken, natürlich
kommt unser Finanzminister nicht als
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Der neue
Massenarbeiler bei FIAT

Am 9. Oktober d.J. hat Fiat-Boß Gianni Agnelli durch ein Rund­
schreiben 61 Fiat-Arbeiter fristlos entlassen, weil sie "die Prinzipien
der friedlichen Koexistenz" am Arbeitsplatz verletzt hätten. Gleich­
zeitig verfügte Agnelli eine generelle Einstellu ngssperre für alle 150
Fiat-Betriebe.
Fiat ist als Brennpunkt des heißen Herbstes in Italien 1969 in die
Geschichte der modernen Arbeitskämpfe eingegangen. Damals
schon flammte unter Gewerkschaftern, Theoretikern und Funktio­
nären der Arbeiterbewegung eine heftige Diskussion über manche
Aspekte der Kampfmethoden und -ziele auf, als bei Fiat ganze
Werksanlagen, vor allem Förderbänder von Streikenden zerstört
worden sind.
Der aufsehenerregende Aufsatz von KPI-Veteranen Amendola
in der parteieigenen "Rinascita" Anfang November d.J. über Partei­
strategie in den Gewerkschaften und an der Basis hatte gleichfalls
die Auseinandersetzungen bei Fiat zum Ausgangspunkt.

Als alarmierend wird von allen drei großen Gewerkschaften Italiens
der mö~liche Zusammenhan~ re~istriert zwischen der AQitation jun­
ger akademischer "Gastarbeiter" im Betrieb und dem Terror auf der
Straße: In den vergangenen zwei Jahren sind drei Fiat-Manager er­
mordet und sechs verwundet worden. Die Zahl der Brandanschläge
gegen Wohnungen und Autos von Meistern und Vorarbeitern be­
läuft sich auf ein Dutzend.

Und als schließlich die Metallarbeitergewerkschaft in ganz Italien
zum Streik aufrief, wurde gerade bei Fiat der Streik am wenigsten
befolgt: nur knapp ein Drittel der Belegschaft beteiligte sich daran!

Der folgende Artikel befaßt sich mit einem neuen Phänomen unter
der jungen Arbeiterschaft, vor dem die ultra linken wie die traditio­
nalistischen Gewerkschafter gleichermaßen ratlos dastehen.

Von Ritanna Ameni
aus: Il Manifesto, 22. Juni 1979

Schichtende

Die Tore von Fiat öffnen sich, und die
Arbeiter strömen aus der Fabrik nach
draußen. Sie haben es eilig, und nur
wenige bleiben stehen, um noch ein paar
Worte miteinander zu reden. Man grüßt
sich nur kurz, und der Gruß ist eigent­
lich ohne jede Bedeutung. Dann der
Bus, das Auto oder das Moped. Die
Jungen sind dabei schneller, sie stürzen
raus aus der Fabrik, wie aus der Schule.

Sie sind die ersten, wenn es darum geht,
die Fabriktore hinter sich zu lassen und
die Wirklichkeit der Fabrik zu vergessen.
"Sie sind schon seit mindestens einer,
anderthalb Stunden fertig und umge­
zogen - so erklärt man uns im Büro
der Gewerkschaft - und haben ge­
schuftet wie die Blöden, um noch vor
den anderen fertig zu sein, um zwei
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Minuten Zeit gewinnen zu können, da­
mit sie gleich beim ersten Ton der Si­
rene losschießen können, ohne auf
die anderen warten zu müssen." Der
mir dies im Gewerkschaftsbüro er­
zählt, gehört nicht mehr zu den Jüng­
sten, aber noch zu den Jungen. Er wird
um die 30 sein und ist aktiver Gewerk­
schafter. Ich frage ihn nach den Jungen,
den von Fiat neu Eingestellten, nach der
neuen Arbeiterklasse, nach seiner Mei­
nung, ein paar flüchtigen Eindrücken.
Seine Antwort kommt nur zögernd.

Sie verlassen die Fabrik - zwei
Minuten vor den anderen

"Weißt du, was es heißt, sich schon eine
Stunde vor Feierabend fertig zu
machen, um nachher rausstürzen zu
können, zwei Minuten vor den anderen?

Das heißt, daß sie dem Abteilungsleiter
klar gemacht haben, daß sich die Arbeit
auch in kürzerer Zeit bewältigen läßt.
Wir wissen das natürlich auch, aber wir
gönnen uns eben mal eine Viertelstunde
oder 20 Minuten für einen Kaffee, die
Zeitung oder eine Zigarette in Ruhe.
Wir passen auf, daß wir dabei nicht
entdeckt werden. Welchen Sinn hat es
denn, wenn man dem Chef diese Dinge
unter die Nase reibt? Bloß um nachher
zwei Minuten mehr zu haben, eine
Dummheit so was, um sich noch mehr
abzurackern und dazu noch den Arbeits­
kollegen zu schaden? Aber das wollen
sie einfach nicht begreifen." Sie, das
sind die Jungen, die neu Eingestellten,
die die Karten auf den Tisch legen und
die klugen Einfälle der Arbeiter, die
Minuten, die man dem Fließband ab­
ringt, um etwas Muße zu gewinnen, die
kleinen Tricks und die Solidarität unter
den Kollegen (wo es sie gibt) verraten.
Es schert sie einen Dreck, wenn der
Vorgesetzte weiß, daß sich die Arbeit
auch in kürzerer Zeit schaffen läßt. Das
Wichtigste ist ihnen der Feierabend, und
dann nichts wie raus aus der Fabrik, so
schnell wie möglich.

Doch auch innerhalb der Fabrik haben
sie den "Leck-mich-Standpunkt". "Sie
haben eben schon das gemachte Nest
vorgefunden - erklärte mir der gewerk­
schaftlich aktive Arbeiter - vor zehn
Jahren gab es das bei Fiat noch nicht.
Wir hatten nicht einmal Zeit fUr eine
Zigarette. Immer hatten wir den Vor­
gesetzten auf der Pelle, der uns kontrol­
lierte, jedes Zuspätkommen wurde be­
straft, und am Samstag hieß es in der
Fabrik bleiben, um zu arbeiten. Die
Jungen wissen von diesen Dingen nichts
mehr, sie wissen nichts von den Opfern,
die wir jahrelang gebracht haben. Sie
kümmern sich nur um ihren eigenen
Kram, und wenn es um einen Streik
geht, dann verschwinden sie mit ihrer
Freundin oder feiern krank.

Fabrikzeit - tote Zeit

"Jedesmal, wenn ich aus der Fabrik
rausgehe, weiß ich, daß ich acht Stun­
den meines Lebens verloren habe, die
ich nie mehr einholen werde." Dies sagt
mir Emma eine von den Neueingestell­
ten. Die Fabrik nimmt dir etwas vom
Leben weg, sie bedeutet Tod, zumindest
für einige Stunden am Tag.



Für Gasparazzo oder für Alphonso aus
"Vogliarno tutto" (wir wollen alles)
war dies noch nicht so. Für sie spielte
sich das Leben innerhalb der Fabrik
ab, genau dort setzte man sich mit der
gesellschaftlich organisierten Macht
auseinander, lernte man die Männer
kennen, entwickelte man seinen
Charakter und seine Einstellung
zum Leben. Es kam zwar darauf an,
die Fabrik zu verändern, sie zu zer­
stören, doch die Fabrik war alles
für sie. Heute hingegen kann man bei
Fiat einen interessanten Test machen.
Man braucht nur einen der Jungen,
der neu Eingestellten zu fragen, was
er denn im Leben so macht. Und er
wird anworten, daß er studiert, sich
mit Psychoanalyse oder makrobio­
tischer Ernährung beschäftigt, der beste
Tänzer des Stadtviertels sei und daß
er weiß, wie man Spielzeugmodelle
baut. Fast nie wird er jedoch sagen,
daß er Arbeiter ist, es hat den An­
schein, daß diese Tatsache nur wenig
Einfluß auf sein Leben hat, und sofern
dies doch der Fall ist, verdrängt er sie
wieder und hebt sie auf in der anderen
Welt, die außerhalb von Fiat existiert.
Von Fiat erwartet man überhaupt
nichts, und von der Arbeit erst recht
nichts. Die jetzt bei Fiat eingestellten
Jugendlichen wollen und erwarten
auch keine bessere Arbeit, sie wollen
auch keine Angestellten werden. Die
Fabrik erfüllt ihre Erwartungen nicht
und an dieser Situation scheint sich
nichts ändern zu lassen. Wahrschein­
lich hat sich auch die Hoffnung ver­
schlissen, daß die Fabrik der wichtigste
Ort sei, an dem um die Veränderung
der gesellschaftlichen Machtverhältnisse
gekämpft wird.

Gasparazzo und Alphonso wußten noch
genauestens Bescheid über Akkordsätze,
über schädliche Einflüsse am Arbeits-

platz und über tlandgeschwindigkeiten.
Sie verkauften noch ihre Arbeitskraft,
deren Quantität und Qualität sie sehr
genau kannten. Sie ftihrten täglich
Kleinkriege um die Arbeitsorganisation
und wußten dabei genau, wer die Ge­
winner und wer die Verlierer waren:
Sie konnten ihre eigene Macht an der
Zahl der weniger herzustellenden Fahr­
gestelle, an den Luftreinigern, die man
sich erkämpft hatte, oder an den ver­
weigerten Sonderschichten messen. Sie
waren zutiefst davon überzeugt, daß von
der massenhaften Kritik an der Arbeiter­
organisation ein folgerichtiger und li­
nearer Weg zu einer besseren und ge­
rechteren Gesellschaft, vielleicht sogar
zu Sozialismus führte.

Die Jungen dagegen haben sich ihr
Leben außerhalb der Fabrik einge­
richtet. Das, was sie erlebt hatten, be­
vor sie zu Fiat kamen, hat sie entschei­
dend geprägt. Angefangen von der
Schule, die ihnen eine Qualifikation
vermittelt hat, die in der Fabrik, bei
der Arbeit nichts Wert ist, ja die viele
von ihnen geradezu verbergen müssen,
um überhaupt eingestellt zu werden.
Aber auch der Rest. Auf die Fragen
aus einem noch nicht veröffentlichten
Fragebogen: Bist du mit deinem Lohn
zufrieden? Wieviel brauchtest du, um
gut leben zu können? antworten fast
alle, daß sie nicht zufrieden sind und
daß sie noch 600-700.000 Lire brauch­
ten, um so zu leben, wie sie gerne
möchten. Ihre Bedürfnisse unterschei­
den sich von denen des traditionellen
Arbeiters, und wenn es darum geht,
diese auszuloten und zu bestimmen,
dann zählt nicht der tatsächliche Wert
der Arbeitskraft, sondern ihre Bedürf­
nisse außerhalb der Fabrik. Den Jungen
dagegen reicht der Lohn nicht, aber es
ist nicht die Fabrik,die ihnen gebenkönn­
te, was sie brauchten. Die Arbeit ist halt
"Scheiße", doch die Fabrik ist nicht der

Ort, an dem sich dies ändern ließe. Von
der Fabrik läßt sich nur nehmen, was
diese hergibt, um das Leben dann
draußen zu suchen.

Die Gewerkschaft ist ein
bürokratischer Apparat, ein
Ministerium

Bei der Gewerkschaft zeigt man uns die
Zahlen über den Organisierungsgrad der
bei Fiat neu Eingestellten. Fast alle wer­
den Gewerkschaftsmitglieder . Der ge­
werkschaftliche Organisationsgrad der
"Alten", der nie die 35% Marke über­
stieg, wird weit übertroffen. Aber die
Gewerkschafter, die diese Daten Hir
Monat und Jahr für Jahr vorweisen,
sind wenig stolz darauf. Warum? "Der
gewerkschaftliche Organisationsgrad ist
zwar hoch, die Beziehung zwischen
Mitgliedern und Apparat jedoch äußerst
schlecht," so erklären sie. Und auf den
Gesichtern und in den Worten dieser Ge­
werkschafter zeigt sich jene "Qual," ja
die Angst, etwas Falsches zu sagen,
wenn von dieser neuen und seltsamen
Persönlichkeit, dem neuen Jungarbeiter
bei Fiat die Rede ist. Beim 5. Gewerk­
schaftsbezirk von Mirafiori hat man sich
über die Probleme der Jungen Gedanken
gemacht. In den Versammlungsnotizen
der Gewerkschafter lesen wir: "ln der
Fabrik fehlt eine Generation, die nich t
bloß dem Papier nach jung ist, die viel-
mehr eine Kultur zu bieten hat, die eine
Brücke zu bauen vermag zwischen die­
sen beiden verschiedenen Lebensge­
schichten, dieser extremen unterschied­
lichen Art und Weise, die Welt zu inter­
pretieren. Von den ftihrenden Gewerk­
schaften innerhalb der Firma werden
die Jungen lediglich als Produkte der
Krise gesehen, erfaßt man nur die nega­
tiven Umwälzungen, die diese Jungen
unter enormen Schwierigkeiten bewäl­
tigen mußten und die in der Beseitigung
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überkommener und festgefahrener
Ordnungen bestehen (bestimmte Hier­
archien, Rollen- und Wertverständnisse).
Aus den Unterlagen der Gewerkschafter
spricht ein leiser Hauch von Selbstkritik.

In der Fabrik werden sie von den Arbei­
tern "fricchettoni" gennant, um ihre
feWende Zugehörigkeit zum Wertsystem
der Alten zu betonen, greift man auf
überkommene Modelle männlicher Reife
zurück und sagt "die Jungen seien eben
komisch."

Die Umfragen, die die Region, die Ge­
werkschaft, sowie einige Studiengrup­
pen aus Tutin gestartet haben, sprechen
eine klare Sprache. Man hält die
Gewerkschaft für notwendig, ebenso
notwendig wie die Fiat-Werke selbst,
die Produktionsmittel, oder auch den
Bus, der einen zur Arbeit bringt, oder
uas Einwohnermeldeamt. Doch die
Bindung an die eigentlichen "Werte der
Gewerkschaft" ist äußert gering. Sie ha­
ben die Gewerkschaft bei der Arbeits­
vermittliung kennengelernt, als sie auf
der Suche nach einem Arbeitsplatz
waren, und in der Fabrik haben sie
erneut Bekanntschaft mit ihr gemacht,
in der Form von Arbeitgeberdelegierten
und Betriebsräten. In Bezug auf die
Kämpfe um die Verringerung der Ar­
beitszeiten erzählt uns Mauro: "Viele
Arbeiter sind der Meinung, daß das
Problem der Arbeitszeitverkürzung
im Grunde Mehrarbeit oder Samstags­
arbeit nie uns bedeutet, die nicht mehr
daran gewöhnt sind bzw. diese schon
lange nicht mehr gemacht haben. Die
Delegierten oder die Gewerkschaften
regen sich auch nicht mehr darüber auf,
sie scheinen sich mit diesem Wider­
spruch abgefunden zu haben. Sie funk­
tionieren auch so.
Emma arbeitet in Rivalta und wirft den
Delegierten vor: "Sie sagen z.B., daß
viele die Streiks dazu benutzen, um
einfach zu Hause zu bleiben. Also
sagen sie uns jetzt nicht mehr, wenn ge­
streikt wird, und machen es so den
Arbeitern unmöglich, zu Hause zu
bleiben oder krank zu machen. Sie
sitzen alleine im Büro des Akkord­
komitees und diskutieren." In diesen
Interviews und Gesprächen kommt ein
anderes Gesicht der Gewerkschaften
zum Vorschein, sie werden erfahren als
Organ der Vermittlung des BefeWs und
der Macht.

"Der Arbeiterdelegierte erhält die Liste
der anwesenden Arbeiter, verteilt die
Arbeit und weist die Arbeiter bestimm­
ten Arbeitsplätzen zu," erzählt man uns
in Rivalta nicht ohne Groll. Dies ist die
"Arbeitermacht" die die Jungen am
eigenen Leibe, konkret bei ihrer Arbeit
verspüren.

Fausto Bertinotti, Sekretär der großen
Gewerkschaft Cgil, erzäWt uns: "In den
letzten Tagen haben die Arbeiter in der
Lackiererei, fast alle neu eingestellte
Jungarbeiter , eine Verkürzung der ge-

24 offensiv links

sundheitsschädlichen Arbeitszeit und
eine Verstärkung der Belegschaft ge­
fordert. Soweit nichts Unnormales.
Als sich jedoch der Arbeiterdelegierte
zu ihnen begab, um ihre Probleme zu
verstehen und dann zur Direktion gehen
wollte, um zu verhandeln, haben sie sich
quer gelegt. Sie haben verlangt, daß der
Boß selbst zu ihnen 'runterkommen sol­
le, dann würden sie die Verhandlungen
selbst fUhren." "Sie denken von uns al­
les nur erdenklich Schlechte." sagt
uns Giatti, Gewerkschafter vom 5.
Bezirk bei Mirafiori. "Sie haben das
Bild einer Gewerkschaft, das einige von
uns ihnen geliefert haben: Die Gewerk­
schaft als ins System integriert, als
Institution wie jede andere auch." Hier
kommt nun zwangsläufig die Frage:
I~t ein Arbeiter dieses Typs Agnelli
nicht sehr gelegen? Oder: ist ein solcher
Arbeiter nicht sehr viel leichter inte­
grierbar? Die Antworten darauf
schwanken. Was jedoch feststeht ist,
daß die neu Eingestellten sich nicht mit
der Fabrik und auch nicht mit dem
Unternehmen identifizieren. Sie erliegen
weder dem Zauber noch dem Mythos
vom multinationalen Koloss noch dem
von der grossen Fiat-Familie.

Sie kämpfen, wenn sie Lust haben

Dann der Streik. Auch die Jungen
streiken mit. Dies haben die Gewerk­
schafter oft mit Freude wiederholt,
beftirchteten sie doch von diesen
Seltsamen auch eine Nicht-Beteiligung
an den Tarifkämpfen. Doch bei den
Demonstrationen sind sie dabei, wenn
auch nie an der Spitze. Sie kommen
auch zu den Versammlungen, "solange,
bis es ihnen langweilig wird, dann ver·
drücken sie sich eben mit ihrer Freun­
din." "Der Streik" - so erklärt uns
Bertinotti - "ist für diese Neuen eine
Erfahrung, in der ihnen bewußt wird,
daß sie eine kollektive Identität haben.
Im Streik erfahren sie endlich ihre
zentrale Wichtigkeit, einen ersten
Schritt zu ihrer Selbstverwirklichung
an einem Ort, nämlich der Fabrik, der
bis dahin lediglich als Notwendigkeit
begriffen wurde." Und im Streik, im
Kampf und bei den Demonstrationen
entwickelt sich auch ein Dialog mit
den älteren Arbeitern, den Massen­
arbeitern, es kommt schließlich zu
jener abgelehnten und gefürchteten
Beziehung zwischen zwei verschie­
denen Generationen und Kulturen.
Um noch einmal Bertinotti zu zitieren:
"Nur aus einer solchen Beziehung
heraus kann auch ein Entwurf zu
einer Veränderung der Gesellschaft er­
wachsen. Die Arbeiter der 60er Jahre
h~tt~n eine embryonale Avantgarde,
dIe Jedoch stumm mitgemacht wurde
die von einer Form der Politik erdrückt
wurde, die ihre Übertragbarkeit auf die
ganze Bewegung verunmöglicht hat. Im
Streik hingegen kommt es zu Kommuni-

kation, vielleicht kann sich auch etwas
anderes daraus entwickeln." Aber ist
dies möglich? Bei der Gewerkschaft er­
zählt man uns auch, daß die Jungen,
auch wenn sie sich an den Kämpfen be­
teiligen, dies nur sehr unregelmäßig
tun. In einzelnen Fällen ist der Absen­
tismus sehr hoch. Die "Flucht" vor Fiat
beherrscht stets Denken und Einstel­
lungen. "Wird ein Streik beschlossen
dann eilen die Alten zu den Fabriktore~
um sie zu schließen und die Jungen ma­
chen sie wieder auf, um abzuhauen."

Neue Wege

Die Wege, die es zu gehen gilt, sind
mühsam und beschwerlich. Der erste
führt von der Rebellion und von der
Verachtung ftir diese Gesellschaft und
für die Fabrik, von der Nicht-Integration
und der Ablehung produktiver Arbeit
zum Kampf innerhalb der Fabrik, zur
konkreten Opposition gegen das kapi­
talistische Modell der Arbeit. Der zweite
fällt heraus aus der Fabrik und stellt
eine häufig formal gewordene und in
sich abgekapselte Arbeitermacht in
Frage, fUhrt mitten hinein in die Gesell­
schaft, setzt sich mit dieser auseinander
und verändert sie. Der Massenarbeiter
hat in den letzten Jahren Spielräume an
realer Entscheidungsgewalt hinzugewon­
nen. Es genügt sich bei Fiat die Errun­
genschaften im Bereich der Arbeitsbe­
dingungen, der Unfallverhütung und der
Kontrolle über die elektronische Zeit­
messung der Arbeitsvorgänge anzusehen.
Agnelli vermag hier wirklich wenig auszu·
richten, all dies ist Aktionsfeld der Ar­
beiter. Wenn sich jedoch die Jungen
nicht mir ihrer ganzen Subjektivität
und Radikalität zu Protagonisten dieser
Veränderung machen, wenn Desinteres­
se und die ausschließliche Konzentration
auf die Zeit nach der Arbeit überwiegt,
dann kann es nur allzu leicht geschehen,
daß bei Fiat eine formelle und ohne
Unterstützung und dem Protagonismus
der Arbeiter existierende Arbeitermacht
aus den Angeln gehoben wird.

Und wenn es der Massenarbeiter zu­
läßt, daß sein Erbe, sein "Entwurf'
vernebelt werden, wenn er in der Fab­
rik in der Defensive bleibt, dann wird
dies ebenfalls einen Rückschritt be­
deuten. Die optimistischen Gewerk­
schafter sagen, ein solches Verhältnis
sei möglich, es genüge die Formen
der Politik zu verbessern und den Jun­
gen das Projekt der 60er Jahre besser
begreiflich zu machen, um so die
zentrale Bedeutung der Arbeiter­
kämpfe in der Fabrik wiederzuge­
winnen.
Aber vielleicht liegt der Widerspruch
nicht mehr bloß darin, vielleicht hat
er gerade dieses Konzept selbst erfaßt.
Wobei die Perspektiven ftir eine Neu­
orientierung alles andere als kurzfristig
sind.
Aus dem Italienischen von Werner Trapp
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Die hier veröffentlichten und analysierten Materialien sollten all jenen zu denken
geben, für die Demokratie und Freiheit, Menschenwürde und soziale Gerechtigkeit
die Grundwerte unserer Gesellschaft sind, für die Österreich kein leeres Wort ist und
für die Unabhängigkeit und Neutralität Voraussetzungen einer friedlichen Zukunft
unseres Landes sind. Nur wenn die rechtsextremen Gruppierungen und Ideologien
rechtzeitig erkannt und ihre Zielrichtungen aufgedeckt werden, können ihre
Wirkungsmöglichkeiten eingeschränkt und die Gegenkräfte mobilisiert werden. In
diesem Sinne - in der Hoffnung, einen bescheidenen Beitrag zur Bekämpfung
faschistischen Geistes und zur Stärkung eines demokratischen Österreichbewußt­
seins zu leisten - legen wir dieses Werk der öffentlichkeit vor.
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Sigmund-Freud-Gedenkstein. Wien 1979

D. Albers, J. Hindels,
L. Lombardo Radice
auo Bauer und der
Dritte Weg
Die Wiederentdeckung
des Austromarxismus
durch Linkssozialisten und
Eurokommunisten

"Die Aufgabp., die die Zeit selbst
dem Sozialismus stellt. ist es, die
sozialdp'J11oi;ratischc These und
die kommunistische Aniilhc~;e in
einer neuen höheren Synthese zu
übervo/inden und zu vereinigen."
Dieser prograrilmatische L0it:;:Jlz
Otto ßau':ls rnachl ceutlict~,

WanlfTl sich in der aktuellen p0li­
tischen Diskussion unterschi€'d­
liehe Vertreter der 9uropäiscilCil
Linken auf den 'Nichtigsten Re­
präsentanten des A~'stromarxis­

mus b6sinncn.
Die Autoren vertreten in ihren
Beiträgen die Auffa3sung, daß in
DUo Bauers Schriften zentrale
Fragestellungen für die Strategie
des demokratiscllen oder eher
"Dritten" Wegs zum Sozialismus
in den westlichen Industrielän­
dern vor",veggenommen sind.

Die Au~orendes Bandes sind Det­
lev Albers (Bremen), G. ß. Garde>­
cini (Rom), Josef Hindels (Wien),
Lucio Lombardo Radice (Rom),
Giacomo Marrarnao (Rom) und
M. Häupl, M. Matzka, P. Pelinka
(Wien). Der Band enthält außer­
dem eine DUo Bauer Bibliogra­
phie.

erhältlich ab 9.79
in Wien bei Kolisch,
Hermann,Stelzer u.a.

oder bestellbar bei
"tribüne",1070 Wien,
Kandlgasse 13a
(Sonderpreis S 90.-)
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Bahro:
"Den Marxismus rellen!"

Ende Oktober dieses Jahres wurde Rudolf Bahro, einer der wohl
bekanntesten Oppositionellen in der DDR, vorzeitig im Rahmen
einer Amnestie aus der Haft entlassen worden und durfte in die
BRD ausreisen. In einem Interview, das kurz nach seiner Ausreise in
fILe Monde" erschienen ist, betont Bahro, er sei auf eigenen Wunsch
und Antrag ausgereist, da er durch seinen Weiterverbleib in der
DDR speziell diejenigen leute gefährdet hätte, die ähnliche Thesen
wie er selber vertreten hätten, und zwar im Apparat der SED selbst.

Der Prozeß gegen Rudolf Bahro in der DDR ist seinerzeit tatsäch­
lich auch auf Widerstand innerhalb der Partei gestoßen. Die Thesen,
die Rudolf Bahro in seinem Buch "Die Alternative" vertritt, hatte
er noch als Mitglied der SED und Teil des Appparates dieser Partei
vorgetragen.

Wir bringen im folgenden einen Auszug aus dem Interview, das
Manuel lucbert für fILe Monde" geführt hat und in dem sich Ru­
dolf Bahro mit der Entwicklung in den ländern des "realen Sozia­
lismus" beschäftigt.

Lucbert: Sie haben von ihren Freunden
in der DDR gesprochen, die Ihre Thesen
weiterentwickeln. Handelt es sich dabei
um einen größeren Kreis?

Bahro: Der Kreis ist mindestens ebenso
groß wie jener, der 1967 in der CSSR
ähnliche Überlegungen anstellte. Hat
man nicht 1968 gesehen, daß im Inne­
ren der KPC Novotnys eine andere Par­
tei existierte, die Partei des Prager Früh­
lings? Diese Partei existiert auch im
Innern der SED.

Lucbert: Heißt das, daß wir am
Vorabend eines Berliner Frühlings ste­
hen?

Bahro: Nein. Der Prager Frühling war
das Resultat einer bestimmten interna­
tionalen Situation. Außerdem war der
Prager Frühling ohne Präzedenzfall; heu­
te wurde diese Erfahrung gemacht, eine
solche Entwicklung ist viel komplizier­
ter, gar nicht zu reden von den Schwie­
rigkeiten, die sich aus der deutschen
Frage insgesamt ergeben. ( ...)

Lucbert: Haben Sie sich nicht (durch
das Ausklammern der spezifischen
Situation in der DDR in Ihrem Buch)
zur politischen Unwirksamkeit verur·
teilt?

Bahro: Nur scheinbar. Mein Buch rich­
tet sich nicht gegen die DDR im beson­
deren. Sein Untertitel lautet: "Zur Kri-
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tik des real existierenden Sozialismus."
Nachdem sich die Frage in der CSSR
im nationalen Rahmen gestellt hatte,
erschien es mir wesentlich, diese im Zu­
sammenhang mit dem gesamten sow­
jetischen Block aufzuwerfen. Wir müs­
sen Hir den Erfolg unserer Konzeption
im gesamten sowjetischen Block käm­
pfen, vor allem in der UdSSR selbst.
Das Problem ist, daß der ideologische
Prozeß aus einer Reihe von Gründen
dort viel langsamer vor sich geht als
bei uns.

Lucbert: Sie teilen also die Ansicht
westlicher Analytiker, eine Veränderung
im sowjetischen Block könne nicht von
der Peripherie kommen, sie müsse im
Zentrum des Systems begründet lie·
gen?

Bahro: Veränderungen können auch an
der Peripherie entstehen. Nur bedeuten
sie dort stets auch ein Risiko für Frie­
den, Entspannung und Abrüstung. Die
UdSSR ändert sich nicht, wenn die
DDR oder die CSSR sich abrupt auf
einem anderen Weg entwickeln. Es käme
im Gegenteil zu einer Verhärtung. Aber
die Ereignisse, die sich an der Peripherie
abspielen, beeinflussen solche in der
UdSSR.

Lucbert: Glauben Sie wirklich, daß Ihre
Thesen im Kreml diskutiert werden?

Bahro: Die UdSSR europäisiert sich,
amerikanisiert sich sogar. Ich bin ab­
solut sicher, daß der ideologische Pro­
zeß, den ich erwähnt habe, in der Sow­
jetuni on bis zu den qualiflzierten
Instanzen der ParteifUhrung ausstrahlt.
Die Sowjetunion ist an zwei Fronten
mit der Eventualität eines Krieges
konfrontiert. (...) Sie benötigt das
Wohlwollen des Westens. Sie kann sich
insbesondere nicht leisten, die fort·
schrittlichen Intellektuellen im Westen
gegen sich zu haben.

Lucbert: Können Sie als Abtrünniger
(heretique) also dem Kommunismus
noch eine Chance zubilligen?

Bahro: Ich habe selbst geschrieben, daß
die Kirchen stets durch ihre Abtrünni­
gen gerettet wurden, auch, wenn sie
selbst verbrannt worden sind. Darüber
hinaus bleibt ja festzustellen, daß der
Kommunismus in der Sowjetunion nicht
der Kommunismus schlechthin ist. Man
kann den Kommunismus nicht dort
retten, wo er nicht existiert. Wenn es
etwas zu retten gilt, dann ist es der
authentische Marxismus und
Kommunismus, die beide Resultate ­
verspätet - der westeuropäischen Zi­
vilisation sind. ( ...)

Lucbert: Haben sich aber nicht Marx
und Lenin geirrt? Der nichtkapitalisti­
sche Weg, wie Sie ihn nennen, ist bis
heute nur in wenig entwickelten oder
unterentwickelten Ländern beschritten
worden. (...) Ist der Marxismus nicht
gänzlich ungeeignet, um der industria­
lisierten Welt Lösungen vorzuschlagen?

Bahro: Mit dieser Frage plane ich mich
in nächster Zeit intensiv zu beschäfti­
gen. Sie haben schon in meinem Buch
"Die Alternative" feststellen können,
daß ich mich in prinzipiellen Fragen
nicht auf den Leninismus stütze.

Lucbert: Sie sind also kein Marxist­
Leninist?

Bahro: Das ist richtig. Freilich würde
ich mich als Marxisten bezeichnen, auch
wenn ich bei verschiedenen konkreten,
sekundären Fragen die Thesen von
Marx bezweifle. Damit mein heutiges
Verhältnis zum Marxismus verständlich



wird, möchte ich folgenden Vergleich
heranziehen: Ich denke, daß der klas­
sische Marxismus ein ähnliches Schick­
sal erfahren wird wie die Physik New­
tons. Die heutige Physik, fußend auf der
Relativitätstheorie, verurteilt nicht die
Newtonsche Lehre. Ich bleibe ebenso
Marxist wie jene Physiker. Der Vergleich
hat freilich seine Schwächen: Der Mar­
xismus, die Sozialwissenschaften insge­
samt sind mit der Physik nicht vergleich­
bar. Wenn ich sage, es gelte, zu Marx zu­
rückzukehren, so meine ich das in einem
Sinne, der alle Entwicklungsmöglichkei­
ten offenläßt.
Lucbert: Wie glauben Sie, daß Ihre
Ideen sich realisieren? Ist die SED im­
stande, sich zu reformieren?

Bahro: Ja, sicherlich. Die Situation nach
den Ereignissen in der CSSR ist freilich
auf Grund des Traumas, das die militä­
rische Intervention hervorgerufen hat,
komplizierter. Die entscheidende Frage
stellt sich letztlich so: Welche Truppen
könnten gegen einen sowjetischen Dub­
cek intervenieren? Ich bin überzeugt,
daß die Mitglieder der Partei in allen
Ländern den Prager Frühling wesentlich
gegenüber der herrschenden Situation
bevorzugten. ( ...) Freilich widersetzen
sich viele Parteiführer auf oberster Ebe­
ne einer Entwicklung, die sie in der
Konsequenz in die Pension schicken
würde. Aber die Bedingungen sind vor­
handen. Es geht nicht um die Zerstö­
rung des Apparates, sondern um eine
Veränderung im Verhältnis zwischen

Partei und Apparat.

Lucbert: Sie wollen also eine Partei
ohne Apparat?

!!ahro: Nein, aber der Apparat muß
Ihr unterworfen sein. Die Partei muß
erkennen, daß ihre Aufgabe nicht im
Apparat, sondern auf intellektuellem
Gebiet liegt. ( ...)

Lucbert: Die "Alternative", die Sie vor­
scWagen, betreffen die Länder des "real
existierenden Sozialismus." Wie stellen
Sie sich als deutscher Kommunist Ihre
politische Arbeit im nichtkommunisti­
schen Teil Deutschlands vor?

Bahro: Mein Kommunismus ist inso­
weit jener von Marx, als er die umfas­
sende Emanzipation, Befreiung des
M.enschen im Auge hat, und damit das
~Iel der Zerstörung all der gesellschaft­
lichen Verhältnisse, die den Menschen
unterdrücken. Ich kann noch nicht
konkreter werden, weil ich zuerst die
neue Realität kennenlernen muß . . .
Ich glaube sicherlich, daß es in der BRD
nicht nötig ist, mich als Kommunisten
~u eti~ettie~e~. Ich könnte auch sagen,
Ich sei SOZialist. Kommunisten Sozia­
listen, die Linke insgesamt hat heute
meiner Meinung nach die Aufgabe,
das Zentrum zu gewinnen, weil wir
uns den Problemen nicht aus einer
isolierten Situation stellen können.
Wir müssen uns auch mit der neuen
~hris~lichen Bewegung verbünden, frei­
lich In neuer Form und nicht im klas­
sischen Volksfrontschema. Betreffend
die umfassende menschliche Emanzipa-

tion haben wir sicherlich ähnliche Vor- OJ

stellungen, und ich halte es für unab- ~
dingbar , ~e religiösen Vorstellungen als (3
psycholOgisches Bedürfnis anzuerken- S·
nen. ~ctl

Lucbert: Sie wären also in der BRD :2
ko~~quenterweise Anhänger eines plu- ~'
r~lstlschen Systems, das Sie in der DDR
mit dem Argument ablehnen, es wäre
dort anachronistisch?

Bahro: Das Argument des Anachronis­
~us (~er historischen Überholtheit) be­
ziehe I.ch aus einer Analyse der gesell­
sc~aftlichen Realität in der DDR. Es ist
kern Dogma. Ich bin weder dem Plura­
li~us ~erpflichtet noch seinem Gegen­
teil., Me,me Konzeption für die DDR ist
schließlich ~uch pluralistisch. Ich glaube
aber, daß sich dort der Pluralismus im
Inneren der Einheitspartei en twickeln
kann. Ich h~be mich nur gegen das ver­
wehrt, was Ich für eine Wiederaufnahme
de~ alten anarchischen politischen Plu­
rall~us halte. Wozu benötigen wir eine
~o~laldemokratie? Die Sozialdemokratie
ISt In der DDR überholt. Man muß eine
neue Perspektive finden, und im Zusam­
menhang mit dieser bin ich natürlich
pluralistisc~. Wir müssen uns an jene
wenden, die, bereit sind, aufzubrechen,
auch ~enn sie Veränderungen skeptisch
gegenuberstehen. Hölderlin hat schon
von den Menschen verlangt, mit sich
selbst zu ,bre,c~en, um dorthin zu gelan­
gen, wohm sie Ihr Wille führt,

(Übersetzt von R, Pohryles)
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Ein wirklicheres China

Als ich 1975 nach China kam, gehörte Kulturrevolution" und "nach der Kul- keit eher düster aus, nicht die revolutio­
es zum politischen Ritual, die Ge- turrevolution, insbesondere nach dem näre Linie des Vorsitzenden Mao be­
schichte der Volksrepublik China in Sturz Lin Biaos". "Vor der Kultur- herrschte die politische Szene, sondern
zwei Epochen einzuteilen: "Vor der revolution" sah die chinesische Wirklich- der "Revisionismus" des ehemaligen

Staatspräsidenten Liu Shao-qi. "Nach
der Kulturrevolution, insbesondere
nach dem Sturz Lin Biaos" erstrahlte
der chinesische Sozialismus in vollem
Glanze, das politische Bewußtsein der
"Massen" und die Produktivkräfte ent­
wickelten sich sprunghaft, kurzum "die
Lage war ausgezeichnet"

Als ich 1977 China verließ, hatte neben
der politischen Führung auch die Zeit­
rechnung gewechselt. Das Zeitalter der
Finsternis hatte sich um zehn Jahre ver­
schoben, in die Jahre vor dem Sturz der
"Viererbande." Die Jahre vor der Kul­
turrevolution erschienen dagegen in weit
freundlicherem Licht. Nur die gegenwär­
tige Lage war gleichermaßen "ausge­
zeichnet" .
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Es ist in China üblich, daß die im Auf
und Ab der "Linienkämpfe" jeweils an
die Macht gekommene Führung ihre
gescheiterten Vorgänger als "revision­
nistisch," "konterrevolutionär" und
"bourgeois" bezeichnet und den An­
schein zu erwecken versucht, mit ihrem
Machtantritt habe ein neues Zeitalter
begonnen. Erstaunlich ist jedoch, wie
bereitwillig sich die Chinabetrachtung
bei uns dieser Fiktion angeschlossen
hat. Die Massenmedien, getreu ihrem
Grundsatz, daß der neue Mensch im
wesentlichen aus neuen Kleidern be­
steht, machten sich gierig über die
Randphänomene des politischen Neu­
orientierungsprozesses her und er­
weckten den Anschein, als seien die
Chinesen dabei, sich in ein Coca-Cola
saufendes Volk mit Jeans und Dauer­
wellen zu verwandeln. Im übrigen kon­
statierten sie erleichtert, daß nun auch
in China ökonomische ''Vernunft'' den
revolutionären Flausen den Garaus ge­
macht habe. Die chinafreundliche Linke
hingegen, qUälte sich mit der Frage, ob
China nun "revisionistisch" geworden
sei. Beide sind sich jedoch in einem
Punkt einig: Das China von heute ist ein
ganz anderes China.

Schon einmal, zu Zeiten der Kulturre­
volution, haben viele von uns die von
den Chinesen selbst verbreitete Vor­
stellung aufgegriffen. China habe sich
quasi von heute auf morgen grundle­
gend gewandelt. Auch damals war das
naiv, aber es war wenigstens verständ­
lich. Kaum jemand hatte damals ge­
nauere Vorstellungen von der Wirk­
lichkeit Chinas und viele von uns
"Linken" haben mit der Kulturre­
volution China "entdeckt". Ihre
Ziele schienen denen unserer geschei­
terten Rebellion verwandt und nur in
einem unterschied sie sich fundamental:
Sie war erfolgreich. Wir klammerten uns
an das unglückliche Bild von Karl Marx,
daß die neue Gesellschaft aus der alten
"geboren" wird und glaubten in der
Kulturrevolution den revolutionären
Geburtsakt zu sehen, in dem der "neue
Mensch" das Licht der Welt erblickte.
Daß er unübersehbar behaftet war mit
den ''Muttermalen der alten Gesell­
schaft", waren wir bereit zu konze­
dieren, und daß er mit Blut beschmiert
war, erschien uns bei gerade Neugebo­
renen nicht ungewöhnlich, zumal die
Ferne der Ereignisse dem Blutver­
gießen eine gewisse Romantik verlieh.

Keine historische Zäsur

In Wirklichkeit war die Kulturrevolu­
tion nicht im mindesten die historische
Zäsur, die sie zu sein vorgab. Jedesmal,
wenn es mir bei Besuchen auf dem chi­
nesischen Land gelang, durch die kultur­
revolutionären Phrasen zur Wirklichkeit
hindurchzustoßen, war ich verblüfft da­
rüber, wie wenig die Kulturrevolution

an den bäuerlichen Lebensgewohnheiten
und den dörflichen Strukturen
verändert hatten. Noch immer war die
Macht der Clansbeziehungen ungebro­
chen, und ungebrochen war auch die
Herrschaft der Kader. Noch immer
träumten die Bauern von mehr Trak­
toren und wußten wenig von dem, was
in der Nachbarprovinz geschah. Geän­
dert hatte sich das politische Vokabular
und der Name der Institutionen, aber
die Probleme waren im wesentlichen
die gleichen geblieben und die Bauern
verwendeten noch immer mehr Sorgfalt
auf die Pflege ihrer Privatgärten , als auf
die der Kollektivfelder. Es war ernüch­
ternd fUr mich, festzustellen, daß sich
die politischen Strukturen und
Machtverhältnisse Chinas ungeachtet der
kulturrevolutionären Stürme und per­
sonellen Veränderungen kaum gewan­
delt hatten, und daß den meisten Chi­
nesen, im Gegensatz zum Verbalradi­
kalismus der Propagandaorgane , ihre
materielle Misere wichtiger war, als
Massendemokratie und Weltrevolution.

Es wäre auf der anderen Seite unsinnig,
zu behaupten, nichts habe sich in China
seit dem Sturz der "Viererbande" geän­
dert. Jeder politische Wechsel hat
seinen Einfluß auf den Gang der gesell­
schaftlichen Entwicklung. Die Maßnah­
men der neuen Führung werden den In­
dustrialisierungsprozeß beschleunigen,
wie die Politik der "Viererbande" ihn
gehemmt hat. Die ''Viererbande'' ver­
schärfte den Konflikt zwischen techno­
logischen Notwendigkeiten der moder­
nen Produktion und dem Mangel an
qualifIzierten Experten, indem sie die
Fachleute einer lähmenden Kontrolle
durch die Politik unterwarf. Die gegen­
wärtige Politik wird sich in absehbarer
Zeit mit den Machtansprüchen einer von
ihr selbst geförderten technokratischen
Elite herumschlagen müssen. Beide
Widersprüche sind dem chinesischen
System inhärent, sie wurden vom
Wechsel des "Linienkampfes" so wenig
geschaffen, wie der Industrialisierungs­
prozeß selbst. Wohl aber haben die po­
litischen Veränderungen die vorhande­
nen Konflikte gemildert oder verschärft
(manchmal beides zur gleichen Zeit),
das Tempo der gesellschaftlichen Ent­
wicklung beschleunigt oder verlangsamt
und ihr spezielle Formen aufgedrückt.
Von Bedeutung sind dabei selbst jene
persönlichen Querelen in der Partei­
führung, die das bevorzugte Thema für
Spekulationen westlicher "Chinaexper­
ten" bilden. Ich teile heute nicht mehr
die blinde Verachtung unserer ''Mao­
isten" für die ''Pekingastrologie" unserer
Massenmedien, die dazu neigt, innen­
politische Auseinandersetzungen auf
persönliche Machtkämpfe führender Par­
teigenossen zu reduzieren. Ich mußte
die bittere Erfahrung machen, daß
sich meine begeisterten Prognosen als
weniger zutreffend, meine "linken"
Analysen als weniger stichhaltig erwie-

sen, als die vieler "bürgerlicher" China­
experten. In einem Land, in dem sich
die Ausübung der Macht in den Händen
einer winzigen Elite konzentriert, kön­
nen einzelne Personen, ja sogar persön­
liche Feindschaften und familiäre Bin­
dungen eine unverhältnismäßige Bedeu­
tung im politischen Entscheidungspro­
zeß bekommen. Die Vorstellung, daß
das Schicksal der chinesischen Gesell­
schaft am Schicksal einzelner Personen
hängt, ist natürlich absurd. Die Speku­
lation westlicher Kommentatoren nach
dem Tode Maos darüber, ob das gesell­
schaftliche System Chinas sein Ende
überdauern werde, kann ich mir nur so
erklären, daß sie das neue China auf
gut kapitalistische Weise für seinen
Privatbesitz gehalten haben. Da e r
es geschaffen hat, mag er es auch
mit ins Grab nehmen. Es gibt abar­
tigere Formen des Personenkults als
die chinesische. Wahr ist aber auch,
daß der kranke und greise Mao in sei­
nen letzten Lebensjahren der Lösung
der innerparteilichen Konflikte im
Wege stand und der Prozeß der not­
wendigen politischen Neuorientierung
vor seinem Tode kaum möglich gewe­
sen wäre. Daß sich die Rätsel der ge­
sellschaftlichen Bewegungen Chinas
mit den Methoden der "Pekingastrolo­
gogie" nicht lösen lassen, liegt freilich
auf der Hand.

"Revionistisch" -
Streit um des Kaisers Bart

Ebensowenig hilfreich ist die Frage,
ob die neue chinesische Politik "re­
visionistisch" ist oder nicht. Es gibt
gar keinen Zweifel daran, daß die ge­
genwärtige chinesische Führung, gemes­
sen an den politischen Kriterien der Kul­
turrevolution, eine "revisionistische"
Politik betreibt. In allen wesentlichen
Punkten knüpft sie an der vor 1966 ver­
tretenen und in der Kulturrevolution
verurteilten politischen Linie an: Sie be­
tont die Gültigkeit des Wertgesetzes,
die Notwendigkeit von ProfItindika­
toren und materiellen Anreizen in der
Produktion, den Vorrang der technisch­
wissenschaftlichen QualifIkation vor der
politischen Bewußtseinsbildung in der
Erziehung, sie fordert die Verbindlich­
keit positiver Rechtsnormen für die Lö­
sung gesellschaftlicher Konflikte und sie
fördert traditionelle und nicht unmittel­
bar politische Farmen künstlerischer
und literarischer Betätigung. Das Com­
munique der 3. Plenartagung des
Zentralkomitees der Kommunistischen
Partei im Dezember 1978 stellt unmiß­
verständlich fest, daß die Zeit der inten­
siven Klassenauseinandersetzung in
China vorbei sei und daß gesellschaft­
liche Auseinandersetzungen, die der
forcierten Industrialisierung und Moder­
nisierung abträglich seien, zu unterblei-
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ben hätten. Ein schrofferer Gegensatz
zur Politik der Kulturrevolution läßt
sich kaum denken.

Aber was ist damit gewonnen, diese Po­
litik "revisionistisch" zu nennen? Der
Begriff hat im Verlauf der innenpoli­
tischen Auseinandersetzung der letzten
Jahre jeden faßbaren Inhalt verloren,
"revisionistisch" ist jeweils die Politik,
die gescheitert ist.

Vom Zwang befreit

in Angriff genommen werden. Auch die
politischen Maßnahmen zu ihrer Durch­
führung stammen im wesentlichen aus
dieser Zeit. Im Rückgriff auf die alten
Traditionen des maoistischen Sozialis­
mus hat die Kommunistische Partei
in einem vorsichtigen Demokratisie­
rungsprozeß den "Massen" wieder Ge­
legenheit gegeben, ihre Bedürfnisse

zu artikulieren. Die Nebeneffekte der
sogenannten "Liberalisierung" sind in
der westlichen Presse maßlos aufge­
bauscht worden.

Es ist ein wirkliches China, mit dem
wir es heute zu tun haben. Ein neues
China ist es nicht.

Aus: "China: Drinnen vor der Tür"
von Michael Kahn - Ackermann
(Rote Texte)

Was sich in China seit 1976 vor allem ge­
ändert hat, ist dies: Das Land ist vom
Zwang befreit, sich den Schimären einer
"revolutionären" Scheinwirklichkeit
unterwerfen zu müssen. Man muß viel-
leicht das Klima von Ängstlichkeit und ~~~~7"7'1""'1
Heuchelei miterlebt haben, um zu er­
messen, was es für die Chinesen bedeu-

tete, daß sie wieder einigermaßen offen 1(\ i >" i }}(L! }~';;' /\
über ihre Probleme und Nöte sprechen
konnten, und daß in den Zeitungen und
politischen Versammlungen wieder von

den realen Konflikten und ZuständenIEil~~~lf~lillll~~llrir~lliliider Gesellschaft die Rede war. Man muß
die Enge und Einförmigkeit der kultu-
rellen Szene unter dem Regime der
"Viererbande" erlebt haben, um die
Gier zu verstehen, mit der sich vor allem
jüngere Chinesen auf die wiederaufge­
legte Literatur der Jahre vor 1966
stürzten. Manche dieser Bücher waren
schon Stunden nach ihrem Erscheinen
vergriffen, manche kamen gar nicht
erst auf den Ladentisch, weil sie durch
"die Hintertür" weitergegeben wurden.

Das Vertrauen, das die gegenwärtige
Führung in der chinesischen Bevölke­
rung genießt, gründet sich heute weniger
auf die Erfahrung, daß sie in der Lage
ist, die dringenden Probleme Chinas
zu lösen, als darauf, daß sie sie offen
benennt: Armut, Rückständigkeit, Büro­
kratismus, Korruption, die Selbstherr­
lichkeit und Inkompetenz vieler Kader,
das niedrige Bildungsniveau breiter
Schichten der Bevölkerung, der Mangel
an qualifizierten Experten, die enormen
regIOnalen, sogar lokalen Unterschiede
in der Entwicklung. Noch befindet sich
die Parteiführung in der vorteilhaften
Lage, die Schwierigkeiten und Unzu­
länglichkeiten des cninesischen Sozia­
lismus auf das Schuldkonto ihrer Vor­
gänger abwälzen zu können. In Wirklich­
keit hat die Kulturrevolution und in
ihrem Gefolge die dilettantische und
illusionäre Politik der ''Viererbande''
manche dieser Probleme verschärft,
geschaffen haben sie sie nicht.

Weder die Konzeption noch die Metho­
de, mit denen die Partei diese Probleme
heute zu lösen versucht, sind neu.
Das Programm der "vier Modernisie­
rungen" stammt aus dem Jahr 1956 und
sollte bereits damals im Anschluß an
die Kollektivierung der Landwirtschaft
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